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Die folgende knappe Auswahldokumentation umfaßt die zentralen Dokumente
der Europapolitik 1989/90, auf die auch in den einzelnen Analysen dieses Jahrbu-
ches verwiesen wurde. Diejenigen Leser, denen an einer intensiveren Dokumen-
tierung der europäischen Ereignisse gelegen ist, seien auf die umfassenderen und
weiterführenden Quellen verwiesen (u. a. Amtsblatt und Bulletin der EG, Bulle-
tin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, Europa-Archiv).
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1. Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 41. Ratstagung am
26. und 27. Juni 1989 in Madrid

1. Der Europäische Rat, der in Madrid zusammengetreten ist, hat die Lage
und die Perspektiven für Fortschritte auf dem Wege zur Europäischen Union
geprüft.

2. Der Europäische Rat stellt mit Genugtuung die Dynamik in der europäi-
schen Zusammenarbeit fest, die mit der Einheitlichen Akte einen neuen Impuls
erhalten hat und die darin ihren Ausdruck findet, daß die Rolle, die die Gemein-
schaft auf internationaler Ebene spielt, an Bedeutung zunimmt. Die Vollendung
des Binnenmarkts und die Verstärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts sind die vorrangigen Ziele dieser neuen Etappe in der Geschichte der
Gemeinschaft. Er stellt ferner fest, daß die Zwölf dank eines immer stärkeren
Engagements bei den internationalen Angelegenheiten und einer größeren
Kohärenz zwischen den Zielen der Gemeinschaft im eigentlichen Sinne und der
politischen Zusammenarbeit Fortschritte erzielt haben.

3. Die dritten allgemeinen Wahlen zum Europäischen Parlament, die zwischen
dem 15. und 18. Juni stattfanden, sind ebenfalls ein Beweis für die Konsolidie-
rung der europäischen Integration. Der Europäische Rat vertritt die Auffassung,
daß die Durchführung der Einheitlichen Akte zu einer echten und fühlbaren
Ausweitung des Beitrags des Parlaments zum Rechtsetzungsprozeß der Gemein-
schaft geführt hat. Dieser Beitrag führt nun zu einer wirksamen Zusammenarbeit
zwischen Parlament, Kommission und Rat, die sich in einem Klima des gegensei-
tigen Vertrauens entwickelt. In diesem Zusammenhang hat der Europäische Rat
das Expos6 des scheidenden Präsidenten, Lord Plumb, entgegengenommen,
dessen Verdienste er besonders würdigte. Der Europäische Rat hat zur Kenntnis
genommen, daß der Präsident des Europäischen Parlaments den Stand der
interinstitutionellen Zusammenarbeit und die Mittel für deren Verbesserung
weitgehend positiv beurteilt. In dieser Hinsicht wäre es wünschenswert, wenn die
verschiedenen Organe der Gemeinschaft eine Analyse ihrer Rolle im Hinblick auf
die Zeit von 1992 vornähmen.

4. Die Gemeinschaft und die Europäische Politische Zusammenarbeit haben
derzeit ein ehrgeiziges Arbeitsprogramm in Angriff genommen, das die vollständi-
ge und ausgewogene Durchführung der Einheitlichen Akte einschließt.

Binnenmarkt

Vollendung des Binnenmarkts
Der Europäische Rat hat festgestellt, daß die Dynamik bei der Verwirklichung

des Binnenmarkts jeden Tag mehr zur Steigerung des Wachstums und zur
Verbesserung der Beschäftigungslage beiträgt. Bisher beruht diese Dynamik
hauptsächlich auf den im Bereich der Beseitigung der technischen Handelshemm-
nisse gefaßten Beschlüssen. Nunmehr müssen ebenfalls Fortschritte hin zur
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Beseitigung der physischen und steuerlichen Hindernisse erzielt werden, damit
entsprechend Artikel 8a der Einheitlichen Akte bis zum 31. Dezember 1992 ein
Raum ohne Binnengrenzen verwirklicht werden kann. Der beschleunigte Be-
schlußfassungsprozeß bedeutet, daß erheblich mehr als die Hälfte der im Weiß-
buch vorgesehenen Maßnahmen erlassen wurden. Der Rat erinnert an die
vorrangigen Bereiche, welche auf seinen Tagungen in Hannover und auf Rhodos
festgelegt wurden. Er stellt mit Genugtuung fest, daß in den Bereichen öffentli-
ches Auftragswesen, Banken und Finanzdienstleistungen, Angleichung der techni-
schen Normen und Verkehr wichtige Beschlüsse gefaßt worden sind. Er nimmt
jedoch zur Kenntnis, daß in vorrangigen Bereichen, einschließlich Verkehr und
insbesondere Kabotage, noch Beschlüsse zu fassen sind, und ersucht den Rat, die
Beratungen auf diesen Gebieten zu intensivieren. Der Europäische Rat ersucht
die Kommission, dem Rat in kürzester Frist die übrigen im Weißbuch vorgesehe-
nen Vorschläge zu unterbreiten, und erwartet, daß der Rat möglichst bald die
Texte endgültig verabschiedet, die die Vollendung des Binnenmarkts ermöglichen.

Betrügerische Handlungen
Der Europäische Rat unterstreicht die Notwendigkeit strenger Maßnahmen

zur Bewältigung des Problems der betrügerischen Handlungen zum Schaden des
Gemeinschaftshaushalts. Er begrüßt die ganz entscheidenden Fortschritte, die
bereits bei der Bekämpfung betrügerischer Handlungen dadurch erzielt worden
sind, daß sich die Mitgliedstaaten dem vom Rat (Wirtschafts- und Finanzfragen)
am 19. Juni 1989 genehmigten Aktionsplan der Kommission angeschlossen
haben. Er ersucht den Ministerrat, so bald wie möglich zu den verschiedenen
ihm von der Kommission unterbreiteten Verordnungsvorschlägen für die Be-
kämpfung betrügerischer Handlungen Stellung zu nehmen.

Steuern
Der Europäische Rat bringt seine Besorgnis über die bei der Suche nach

einer Lösung für das Problem der Besteuerung der Kapitalerträge eingetretenen
Verzögerungen zum Ausdruck und betont, daß dafür Sorge getragen werden
muß, daß die Liberalisierung des Kapitalverkehrs nicht den Steuerbetrug erleich-
tert. Der Europäische Rat fordert den Rat auf, seine Bemühungen um eine
befriedigende Lösung für das Problem der Besteuerung der Kapitalerträge zu
verstärken, um vor dem 1. Juli 1990 zu einem Einvernehmen zu gelangen. Der
Europäische Rat hat mit Genugtuung zur Kenntnis genommen, daß nunmehr
auf der Grundlage der von der Kommission vorgeschlagenen neuen Leitlinien
unter Berücksichtigung der Vorschläge der Mitgliedstaaten im Bereich der
Angleichung der indirekten Steuern eine umfassende Diskussion in Gang gekom-
men ist und daß ein Verfahren für die Fortführung dieser Diskussion festgelegt
wurde. Der Europäische Rat betont, daß vor Jahresende eine Einigung über die
Grundzüge einer entsprechenden Lösung unter Berücksichtigung aller damit
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verbundenen Probleme erzielt werden muß, damit das Funktionieren des Binnen-
markts innerhalb der vorgesehenen Frist sichergestellt werden kann.

Audiovisuelle Medien
Der Europäische Rat sieht es als unumgänglich an, daß die Bemühungen um

eine Stärkung der audiovisuellen Kapazitäten Europas, wie von ihm auf der
Tagung auf Rhodos gefordert, in allen ihren Aspekten vertieft werden. Dazu sind
die technologische Präsenz der Gemeinschaft, der freie Verkehr der Programme
unter der Wahrung der kulturellen Vielfalt und die Förderung der europäischen
Produktion erforderlich. Der Europäische Rat nimmt den bedeutenden Fort-
schritt zur Kenntnis, der auf diesem Gebiet mit der Genehmigung eines Be-
schlusses über das hochauflösende Fernsehen erzielt worden ist. Aus dieser
Erwägung heraus ersucht er den Rat, seine Beratungen über die Richtlinie über
den freien Verkehr von Fernsehsendungen fortzusetzen, damit diese innerhalb
der im Verfahren der Zusammenarbeit mit dem Parlament vorgesehenen Fristen
genehmigt wird. Der Europäische Rat wünscht den Erfolg der künftigen Tagung
über die audiovisuellen Medien.

Freizügigkeit
Entsprechend dem Beschluß des Europäischen Rates von Rhodos hat die

Gruppe der Koordinatoren einen Bericht ("Dokument von Palma de Mallorca")
über die Maßnahmen erstellt, die in den verschiedenen Bereichen zu treffen sind,
um Fortschritte auf dem Wege zur tatsächlichen Freizügigkeit innerhalb der
Gemeinschaft zu erzielen. In der Erwägung, daß die Freizügigkeit vorrangiges
Ziel für 1992 ist, macht sich der Europäische Rat die Schlußfolgerungen dieses
Dokuments zu eigen, die sich weitgehend an den Ansatz und die Methoden
anlehnen, welche im Weißbuch zur Vollendung des Binnenmarkts vorgesehen
sind und in diesem Zusammenhang ihre Wirksamkeit unter Beweis gestellt
haben. Er beauftragt die Gruppe der Koordinatoren, unter Anleitung des Rates
(Allgemeine Angelegenheiten), alles in ihren Kräften Stehende zu tun, damit das
in dem Dokument vorgeschlagene Arbeitsprogramm wie vorgesehen durchgeführt
wird.

Soziale Dimension
Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß den sozialen Aspekten im

Rahmen der Errichtung des einheitlichen europäischen Marktes die gleiche
Bedeutung wie den wirtschaftlichen Aspekten beizumessen ist und daß sie daher
in ausgewogener Weise fortentwickelt werden müssen. Der Europäische Rat
bekräftigt seine Schlußfolgerungen von Hannover und Rhodos hinsichtlich der
Verwirklichung des Binnenmarkts, der als das wirksamste Mittel zur Schaffung
von Arbeitsplätzen und zur Sicherung des größtmöglichen Wohlstands für alle
Bürger der Gemeinschaft anzusehen ist. Die Entwicklung und die Schaffung von
Arbeitsplätzen müssen bei der Verwirklichung des Binnenmarkts höchsten Vor-
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rang erhalten. Die Gemeinschaft müßte so von 1988 bis 1990 fünf Millionen
Arbeitsplätze schaffen.

Der Europäische Rat stellt mit Befriedigung fest, daß durch die Genehmigung
wichtiger Richtlinien hinsichtlich der Sicherheit und der Gesundheit der Arbeit-
nehmer, die zu einer Verbesserung der Arbeitsumwelt führen, die Ziele des
Artikels 118a ihrer Verwirklichung entgegengehen. Der Europäische Rat hebt
hervor, daß die Erschließung der menschlichen Ressourcen durch Ausbildung ein
grundlegender Gesichtspunkt der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ist;
er nimmt die Einigung zur Kenntnis, die hinsichtlich der beruflichen Fort- und
Weiterbildung erzielt wurde. Der Europäische Rat ersucht die Kommission, den
Rat und die Sozialpartner, ihre laufenden Beratungen zu beschleunigen, um so
bald wie möglich zur gegenseitigen Anerkennung der vom Europäischen Rat im
Februar 1988 in Brüssel beschlossenen vorrangigen Ziele, nämlich die Eingliede-
rung der Jugendlichen in das Berufsleben und die Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit, zu gelangen. Der Europäische Rat nimmt die beim sozialen Dialog
auf Gemeinschaftsebene im Rahmen des Artikels 118b des Vertrags erzielten
Fortschritte mit Interesse zur Kenntnis. Der Binnenmarkt muß in einem Klima
enger Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern verwirklicht
werden, damit sich die wirtschaftlichen und technischen Veränderungen in
sozialer Hinsicht in einer akzeptablen Weise vollziehen. Zu diesem Zweck muß
der soziale Besitzstand gewahrt und der wirtschaftliche und soziale Zusammen-
halt gestärkt werden. Der Europäische Rat hat ferner Kenntnis genommen von
der vergleichenden Studie über die einzelstaatlichen sozialen Rechtsvorschriften,
um die er die Kommission in Hannover gebeten hatte. Er ist der Auffassung,
daß die Analyse der in dieser Studie enthaltenen Ähnlichkeiten und Unterschiede
für die laufenden Beratungen von großem Nutzen sein wird. Der Europäische
Rat hat zur Kenntnis genommen, daß die Kommission auf der Tagung des Rates
(Sozialfragen) am 12. Juni den Vorentwurf einer Gemeinschaftscharta der sozia-
len Grundrechte vorgelegt hat, der nach einer ersten Aussprache hierüber zu
dem in Anlage I enthaltenen und von elf Delegationen angenommenen Entwurf
von Schlußfolgerungen geführt hat.

Der Rat wird die Beratungen fortführen, um die Maßnahmen zu verabschie-
den, die für die Verwirklichung der sozialen Dimension des einheitlichen Marktes
unter Berücksichtigung der sozialen Grundrechte erforderlich sind. Zu diesem
Zweck muß die Rolle, die die Gemeinschaftsnormen sowie die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und die vertraglichen Beziehungen zu spielen haben, eindeutig
festgelegt werden. Der Rat müßte nach Einholung der Stellungnahmen der
Sozialpartner vor der nächsten Tagung des Europäischen Rates zu diesem
Arbeitsschema Stellung nehmen.

Umwelt
Der Europäische Rat begrüßt die Intensivierung der Tätigkeit des Rates

während des abgelaufenen Halbjahres und hebt insbesondere die Bedeutung der
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Maßnahmen hervor, die in bezug auf den Schutz der Ozonschicht, den Treib-
hauseffekt, die Abgase von Kraftwagen mit kleinem Hubraum und die Forstwirt-
schaftspolitik ergriffen wurden. Im Bewußtsein ihrer Verantwortung angesichts
der Bedrohungen für den gesamten Planeten (Klimaveränderung, Entwaldung,
Wüstenbildung usw.) vertritt der Europäische Rat die Auffassung, daß die
Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umweltschutzes sowohl durch ihre internen
Rechtsvorschriften als auch durch ihren aktiven Beitrag zu den auf internationa-
ler Ebene ergriffenen Initiativen eine wesentliche Rolle zu spielen hat. Im
Rahmen einer globalen Umweltpolitik, die den Kampf gegen Wüstenbildung,
Erosion und Entwaldung einschließt, ersucht der Europäische Rat die Kommis-
sion, ein Programm zum Schutz der Umwelt in den von diesen Problemen
betroffenen Gebieten der Gemeinschaft vorzulegen. Auf Antrag des Kanzlers der
Bundesrepublik Deutschland hat der Europäische Rat den lebenswichtigen
Beitrag des Tropenwaldes zur Stabilität des weltweiten Klimas und zur Erhaltung
der genetischen Ressourcen der Erde erörtert. Im Bewußtsein der besonderen
Verantwortung der Industrieländer für die Wahrung des Gleichgewichts der
Natur wünscht er, daß diese Fragen in enger Zusammenarbeit mit den betroffe-
nen Drittländern behandelt werden. Der Europäische Rat hat den jüngsten
Vorschlag der Kommission für die Schaffung einer europäischen Umweltagentur,
die den europäischen Ländern offensteht und Elemente zur wissenschaftlichen
Evaluierung der ökologischen Probleme liefern soll, zur Kenntnis genommen. Er
ersucht den Rat, diesen Vorschlag so rasch wie möglich zu prüfen.

Forschung und Entwicklung
Der Europäische Rat nimmt angesichts der Fortschritte bei der Durchführung

des Rahmenprogramms für Gemeinschaftsaktionen sowie der von der Kommis-
sion und dem Rat bereits in Angriff genommenen Arbeiten zu ihrer Revision
von der Absicht der Kommission Kenntnis, ein neues Rahmenprogramm für den
Zeitraum 1990-1994 vorzulegen. Diese Revision sollte dazu genutzt werden, um
den Aktionen der Gemeinschaft in diesem äußerst wichtigen Bereich einen neuen
Impuls zu geben, damit die wissenschaftlichen und technologischen Grundlagen
der europäischen Industrie in ihrer Gesamtheit verstärkt und ihre internationale
Wettbewerbsfähigkeit gesteigert werden kann.

Wirtschafts- und Währungsunion
1. Der Europäische Rat bekräftigt seine Entschlossenheit, die Wirtschafts- und

Währungsunion, wie sie in der Einheitlichen Akte vorgesehen und auf der Ta-
gung des Europäischen Rates in Hannover bestätigt worden ist, schrittweise zu
verwirklichen. Die Wirtschafts- und Währungsunion ist in der Perspektive der
Vollendung des Binnenmarkts und im Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen
und sozialen Zusammenhalt zu sehen.

2. Der Europäische Rat vertritt die Auffassung, daß der Bericht des Ausschus-
ses unter dem Vorsitz von Jacques Delors, der einen Prozeß definiert, der in
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Stufen zur Wirtschafts- und Währungsunion führen soll, dem in Hannover erteil-
ten Auftrag voll gerecht wird und eine gute Grundlage für die weiteren Arbeiten
bildet. Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß ihre Verwirklichung die Pa-
rallelität zwischen wirtschaftlichen und währungspolitischen Aspekten berücksich-
tigen, den Grundsatz der Subsidiarität beachten und der Verschiedenheit der
spezifischen Situation gerecht werden muß.

3. Der Europäische Rat beschließt, daß die erste Stufe der Verwirklichung der
Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Juli 1990 beginnt.

4. Der Europäische Rat ersucht die zuständigen Gremien (Rat "Wirtschafts-
und Finanzfragen" und "Allgemeine Angelegenheiten", Kommission, Ausschuß
der Präsidenten der Zentralbanken, Währungsausschuß), a) die für den Beginn
der ersten Stufe am 1. Juli 1990 erforderlichen Maßnahmen zu verabschieden; b)
die vorbereitenden Arbeiten für die Einberufung einer Regierungskonferenz zur
Festlegung der anschließenden Stufen durchzuführen: Diese Konferenz tritt
sofort zusammen, sobald die erste Stufe begonnen hat, und ihr wird eine umfas-
sende und angemessene Vorbereitung vorausgehen.

Europa der Bürger
Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß trotz der bei einigen bedeutsa-

men Dossiers des Europas der Bürger erzielten Ergebnisse die Fortschritte
unzureichend sind. Er ersucht daher den Rat und die Kommission, eine Bilanz
des auf diesem Gebiet erreichten Standes der Arbeiten zu erstellen und daraus
die notwendigen operationeilen Schlußfolgerungen zu ziehen. Der Rat erstattet
dem Europäischen Rat auf seiner nächsten Tagung Bericht.

Außenbeziehungen
Der Europäische Rat hat sich entsprechend der Erklärung zur internationalen

Rolle der Europäischen Gemeinschaft einen Überblick über die Entwicklung der
Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und ihren Partnern verschafft:

a) Der Europäische Rat nimmt mit Genugtuung die Fortschritte zur Kenntnis,
die bei der Zusammenarbeit mit den EFTA-Ländern im Anschluß an das Osloer
Gipfeltreffen der Regierungschefs sowie an das gemeinsame Treffen der Außen-
minister im März erzielt worden sind. Er hat in diesem Zusammenhang die
Bedeutung herausgestellt, die er einer raschen Suche nach optimalen Lösungen
für die Entwicklung dieser Beziehungen in einer stärker strukturierten Form
beimißt. Er hat den Wunsch, daß ihm auf seiner nächsten Tagung konkrete
Ergebnisse vorgelegt werden, die in der Zwischenzeit auf diesem Gebiet erzielt
werden.

b) Der Europäische Rat nimmt zur Kenntnis, daß bei der Festlegung einer
geeigneten Politik gegenüber den osteuropäischen Landern zufriedenstellende
Fortschritte unter Gewährleistung der nach Artikel 30 Nummer 5 der Einheitli-
chen Akte geforderten Kohärenz zwischen den Gemeinschaftspolitiken und den
im Rahmen der politischen Zusammenarbeit vereinbarten Politiken erzielt
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worden sind. Er nimmt in diesem Zusammenhang von den Fortschritten auf dem
Wege zum Abschluß von Handels- und Kooperationsabkommen mit einer Reihe
dieser Länder Kenntnis und betont dabei den gemeinsamen Willen, zu den
insbesondere von Polen und Ungarn unternommenen Bemühungen um eine
Öffnung und eine Wiederaufrichtung ihrer Volkswirtschaften beizutragen.

c) Der Europäische Rat bekräftigt, daß er dem erfolgreichen Abschluß der
multilateralen Verhandlungen im Anschluß der Uruguay-Runde große Bedeutung
beimißt, wodurch ein internationales System ermöglicht werden sollte, das der
Herausforderung gerecht wird, die sich weltweit nicht nur für den Warenaus-
tausch, sondern auch für den Dienstleistungsverkehr, für den gewerblichen
Rechtsschutz und für die Berücksichtigung der besonderen Lage der Entwick-
lungsländer stellt. Er bekräftigt dabei die Entschlossenheit der Gemeinschaft,
allen Praktiken, die einseitige Maßnahmen beinhalten, welche ein solches interna-
tionales System gefährden könnten, entgegenzutreten.

d) Der Europäische Rat bekräftigt sein Eintreten für enge und umfassende
transatlantische Beziehungen, und er nimmt mit Befriedigung von den Koopera-
tionsbeziehungen Kenntnis, die bereits zu der neuen amerikanischen Regierung
hergestellt worden sind.

e) Der Europäische Rat betont, daß er der Konsolidierung der langjährigen
privilegierten Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und den AKP-Staaten
große Bedeutung beimißt. Er begrüßt die Fortschritte bei der Neuaushandlung
des AKP-EWG-Abkommens und wünscht, daß diese Verhandlungen noch vor
Jahresende zum Abschluß kommen.

f) Der Europäische Rat unterstreicht ferner, daß er der Stärkung und dem
Ausbau der Beziehungen zu den Ländern, die mit der Gemeinschaft assoziiert
sind, große Bedeutung beimißt.

g) Der Europäische Rat hat die Lage der Länder mit mittlerem Einkommen,
die mit Schuldenproblemen konfrontiert sind, mit besonderer Aufmerksamkeit
geprüft. Ihre Lage ist vor allem im Falle Lateinamerikas, wo der Lösung dieses
Problems besondere Bedeutung für die Konsolidierung und Festlegung der
Demokratie zukommt, äußerst besorgniserregend. Der Europäische Rat bestätigt,
daß die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die Verantwortung dafür tragen, auf
Grund der historischen Bande sowie der kulturellen und politischen Affinitäten
zu diesen Ländern in den entsprechenden Gremien einen aktiven Beitrag zur
Suche nach realistischen Lösungen zu leisten. In diesem Sinne bestätigen der
Europäische Rat und die Mitgliedstaaten die von den Ministern auf der Tagung
des Rates (Wirtschafts- und Sozialfragen) im März dieses Jahres gezogenen
Schlußfolgerungen und betonen die Bereitschaft der Mitgliedstaaten, Lösungen
in Betracht zu ziehen, die unter Mitwirkung der IWF und der Weltbank eine
freiwillige Reduzierung der Schulden und des Schuldendienstes auf fallweiser
Basis beinhalten. Es wird indessen daran erinnert, daß einige Mitgliedstaaten
unlängst globale Maßnahmen getroffen haben. Der Europäische Rat betont, daß
die Lösung dieses Problems keinen Aufschub duldet, er ersucht die Geschäfts-
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banken und die Schuldnerländer, die notwendigen konkreten Mechanismen zu
erarbeiten, die die Lösung des Problems, das große wirtschaftliche und politische
Schwierigkeiten bereitet, erfordert. Der Europäische Rat hat Kenntnis genommen
von dem in Anlage II zusammengefaßten spanischen Vorschlag für die Einrich-
tung eines Europäischen Garantiefonds, der darauf abzielt, einen besonderen
europäischen Beitrag zur Verstärkung und zur Ausgewogenheit der diesbezügli-
chen internationalen Anstrengungen zu gewährleisten. Dieser Vorschlag wird
vom Rat (Wirtschafts- und Finanzfragen) geprüft.

Anlage I: Entwurf von Schlußfolgerungen des Rates (Sozialfragen)
Der Rat hatte eine ausführliche Aussprache über den "Vorentwurf der Ge-

meinschaftscharta der sozialen Grundrechte", der von der Kommission auf dieser
Tagung vorgelegt wurde. Nach Auffassung des Rates übernimmt der Vorentwurf
der Kommission in seinen Grundzügen die Stellungnahme des Wirtschafts- und
Sozialausschusses vom 22. Februar 1989 sowie die Entschließung des Europäi-
schen Parlaments vom 15. März 1989 und stellt einen wichtigen Beitrag zur
Verwirklichung des europäischen Sozialraums dar. Der Rat hat seiner Überzeu-
gung Ausdruck verliehen, daß bei der Verwirklichung des europäischen Binnen-
markts den sozialen Aspekten dieselbe Bedeutung wie den wirtschaftlichen
Aspekten einzuräumen ist und deshalb beide Aspekte in einem ausgewogenen
Verhältnis voranzutreiben sind. Der Rat wünscht, daß bei den weiteren Beratun-
gen die Sozialpartner an der Diskussion über die sozialen Grundrechte beteiligt
werden und dabei ein Höchstmaß an Konsens erzielt wird. Der Rat erklärt, daß
dem europäischen Sozialraum ein Katalog von Rechten zugrunde liegen muß, die
klar abgesteckt und rechtlich verbindlich sein müssen, wobei der Grundsatz der
Subsidiarität zu beachten und der soziale Dialog zu fördern ist. Nach Auffassung
des Rates enthält der Vorentwurf der Kommission sowohl eine Aufzählung von
Rechten, die genauestens zu definieren sind und deren Einhaltung durch die
Annahme rechtsverbindlicher Vorschriften gemäß den Vertragsbestimmungen
sicherzustellen ist, als auch eine Reihe von bei der Verwirklichung des Sozial-
raums zu erreichenden Zielen, auf die mittels eines Aktionsprogramms und
mittels gemeinsamer Politiken hinzuarbeiten ist. Dies gilt unbeschadet der in der
Einheitlichen Akte anerkannten Rolle der vertraglichen Beziehungen. Der Rat
ist der Auffassung, daß die sozialen Grundrechte von den Staats- und Regie-
rungschefs im Wege einer feierlichen Erklärung so bald wie möglich gebilligt
werden müssen. Der Rat ersucht die Kommission, unverzüglich mit der Ausar-
beitung der Bestimmungen über die Grundrechte und des Aktionsprogramms zur
Verwirklichung der sozialen Ziele unter Zugrundelegung der Schlußfolgerungen
des Europäischen Rates von Hannover und Rhodos zu beginnen. Ferner kommt
der Rat überein, die von der Kommission bereits vorgelegten Vorschläge sogleich
erneut zu prüfen, damit Beschlüsse gefaßt werden können. Der Rat stellt fest,
daß - vorbehaltlich etwaiger Änderungen - grundlegendes Einvernehmen über
die im Vorentwurf der Charta enthaltenen Grundrechte besteht, die die soziale

Jahrbuch der Europäischen Integration 1989/90 411



DOKUMENTATION

Identität der Gemeinschaft ausmachen. Diese Schlußfolgerungen werden dem
Präsidenten des Europäischen Rates übermittelt.

Anlage II: Elemente des spanischen Vorschlags für die Einrichtung eines Europäi-
schen Garantiefonds (EGF) für die Maßnahmen zur Verringerung der Schuldenzah-
lungen und der Höhe der Auslandsschulden der stark verschuldeten Länder

Mit dem Schema soll ein Versuch zur Lösung des Schuldenproblems der
Länder mit mittlerem Volkseinkommen unternommen werden. In das Schema
werden nicht nur die lateinamerikanischen Länder, sondern auch die nordafrika-
nischen Länder einbezogen. Damit das Schema anlaufen kann, müssen folgende
drei Voraussetzunen erfüllt sein: a) Die Schuldnerländer müssen sich mit dem
IWF über das in den nächsten drei Jahren durchzuführende Wirtschaftspro-
gramm geeinigt haben; b) die Banken müssen die Abschläge akzeptieren, die
IWF und EGF für angemessen halten; c) die Gläubigerländer, die nicht Mitglied
des EGF sind, müssen fallweise gleichwertige Anstrengungen unternehmen wie
die Teilnehmerländer dieses Fonds. Die Einrichtung des EGF soll den für die
Behandlung der Schuldenproblematik vorgesehenen multilateralen Ansatz verstär-
ken. Der EGF wird eine ausgewogene Verteilung der zu leistenden Anstrengun-
gen dadurch ermöglichen, daß die Geschäftsbanken ihren Teil der Verantwortung
übernehmen. Da der EGF ein Garantiesystem sein wird, ist nicht vorgesehen,
daß die Teilnehmerländer Anfangsbeiträge leisten. Der EGF wird auf zwischen-
staatlicher Grundlage errichtet; alle betroffenen europäischen Länder könnten
daran teilnehmen.

Europäische Politische Zusammenarbeit

West-Ost-Beziehungen, einschließlich KSZE
Der Europäische Rat erkennt die Bedeutung der in der Sowjetunion sowie in

mittel- und osteuropäischen Ländern stattfindenden tiefgreifenden Veränderungen
an, bedauert aber zugleich die in einigen dieser Länder immer noch vorkommen-
den schweren Menschenrechtsverletzungen, insbesondere gegenüber Mitgliedern
ethnischer und religiöser Minderheiten. Er hat die Entschlossenheit der Gemein-
schaft und ihrer Mitgliedstaaten bekräftigt, positive Veränderungen und Refor-
men tatkräftig zu unterstützen und zu fördern. Der Europäische Rat hat die
volle Gültigkeit des die Bereiche Politik, Wirtschaft und Zusammenarbeit umfas-
senden Gesamtkonzepts für die Beziehungen der Europäischen Gemeinschaft
und ihrer Mitgliedstaaten zur Sowjetunion sowie zu den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern bekräftigt. Er hat die konkreten Schritte, die die Gemeinschaft
und ihre Mitgliedstaaten im Anschluß an die Erklärung von Rhodos in diesen
Bereichen ergriffen haben, positiv bewertet. Der Europäische Rat hofft auf eine
Intensivierung der Beziehungen zwischen Ost und West in allen Bereichen. Er
bekräftigt seine Überzeugung, daß Fortschritte bei der Rüstungsbegrenzung und
Abrüstung, bei der Achtung der Menschenrechte und bei dem freien Austausch
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von Ideen, Informationen und Personen weiterhin notwendige Voraussetzungen
dafür sind, daß diese verbesserte Ost-West-Atmosphäre zu weiteren greifbaren
Ergebnissen führt. Der Europäische Rat ist davon überzeugt, daß der KSZE-
Prozeß den geeigneten Rahmen für die Erzielung größerer Fortschritte in all
diesen Bereichen darstellt, die Europa dem Tag entgegensehen lassen, an dem
seine gegenwärtige Teilung der Geschichte angehören wird. Die Zwölf, die ihre
Zusammenarbeit als Beitrag zur Wahrung ihrer Sicherheit schrittweise ausbauen,
bemühen sich, Stabilität und Sicherheit durch ein niedrigeres Streitkräfte- und
Rüstungsniveau sowie durch eine größere Transparenz und Vorhersehbarkeit in
Militärangelegenheiten zu erhöhen und somit Fortschritte bei der gegenseitigen
Annäherung und beim Dialog aller Völker Europas zu fördern. In diesem
Rahmen messen sie den Verhandlungen über die konventionellen Streitkräfte in
Europa sowie über Vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen, die gegen-
wärtig in Wien stattfinden, große Bedeutung bei und werden sich um deren
baldigen und befriedigenden Abschluß bemühen. Die wiederaufgenommenen
Genfer Verhandlungen über die Verringerung der strategischen Kernwaffen
sowie die Verhandlunen über chemische Waffen bieten ebenfalls Aussichten auf
eine stark verringerte militärische Konfrontation und ein verbessertes Klima in
den Ost-West-Beziehungen.

Naher und Mittlerer Osten
Der Europäische Rat bekräftigt seine Entschlossenheit, weiterhin einen

Beitrag zur Lösung des arabisch-israelischen Konflikts zu leisten, und hat die in
Anlage I enthaltene Erklärung angenommen. In diesem Zusammenhang vertritt
der Europäische Rat die Auffassung, daß umgehend eine endgültige Lösung der
Libanon-Krise ausgehandelt und durchgeführt werden sollte. Er bestätigte die
volle Unterstützung der Zwölf für den von dem Gipfel der Arabischen Liga in
Casablanca eingesetzten Dreierausschuß. Der Europäische Rat fordert alle
beteiligten Parteien auf, mit dem Dreierausschuß voll zusammenzuarbeiten, mit
dem Ziel, einen vollständigen und dauerhaften Waffenstillstand sowie eine
gerechte politische Lösung der Libanon-Krise auf der Grundlage der Souveräni-
tät, der Einheit und der territorialen Integrität Libanons herbeizuführen. Der
Europäische Rat vertritt die Ansicht, daß einer politischen Lösung die Wahl
eines Präsidenten, politische Reformen und der Abzug aller nichtlibanesischen
Truppen zugrunde liegen sollte. Er erneuert seinen Aufruf zur sofortigen und
bedingungslosen Freilassung aller in Libanon und andernorts festgehaltenen
Geiseln. Er bekräftigt seine volle Unterstützung für die UNIFIL. Der Europäi-
sche Rat hat seine Hoffnung zum Ausdruck gebracht, daß die iranische Führung
durch konkrete Schritte ihre Bereitschaft zum Aufbau konstruktiver Beziehungen
zu der Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Freiheit,
Toleranz und Achtung des Völkerrechts unter Beweis stellen wird.
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Maghreb
Der Europäische Rat mißt der Stärkung und Entwicklung der Beziehungen

zum Maghreb, insbesondere nach der Gründung der Union des Arabischen
Maghreb, die von der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten
öffentlich begrüßt wurde, Bedeutung bei. Die Konsolidierung des durch die
Gründung der Union eingeleiteten Integrationsprozesses wird zur wirtschaftlichen
Entwicklung und zur Stabilität der Region beitragen und sollte die Aussichten
für eine Beilegung des Westsahara-Konflikts verbessern. Der Europäische Rat
vertritt ferner die Auffassung, daß die Gründung der Union eine Grundlage für
eine engere Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und dem Maghreb
darstellt.

Zypern
Der Europäische Rat hat mit Besorgnis zur Kenntnis genommen, daß die

Zypern-Frage noch keine Lösung gefunden hat und daß die tragische Teilung
der Insel andauert. Die Zwölf stehen uneingeschränkt zu ihren früheren Erklä-
rungen und bestätigen, daß sie die Einheit, Unabhängigkeit, Souveränität und
territoriale Unversehrtheit Zyperns im Einklang mit den betreffenden UN-Reso-
lutionen unterstützen. Sie haben die Notwendigkeit hervorgehoben, bei dem
Dialog zwischen den Volksgruppen unter der Schirmherrschaft der Vereinten
Nationen Fortschritte zu erzielen, und appellieren an die beteiligten Parteien, mit
dem UNO-Generalsekretär in diesem Sinne zusammenzuarbeiten und alles zu
unterlassen, was diesen Dialog gefährden könnte.

Lateinamerika
Der Europäische Rat hat die Weiterentwicklung der Beziehungen der Ge-

meinschaft und ihrer Mitgliedstaaten zu Lateinamerika zur Kenntnis genommen
und die Ergebnisse der jüngsten Ministertreffen in San Pedro Sula (Honduras)
und Granada (Spanien) geprüft. Der Europäische Rat bringt erneut die Besorg-
nis der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten über die Lage in Mittelamerika
zum Ausdruck. Eine gerechte, stabile und dauerhafte Lösung muß im Wege
diplomatischer Schritte, des regionalen Dialogs, der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit und der nationalen Versöhnung auf der Grundlage der Wahrung der Demo-
kratie und der Menschenrechte in voller Übereinstimmung mit der Vereinbarung
von Esquipulas gefunden werden. Die Bemühungen der lateinamerikanischen
Länder um eine wirkliche Demokratie werden von einer schwierigen wirtschaftli-
chen und finanziellen Lage bedroht, zu deren wichtigsten Faktoren die Verschul-
dung zählt. Der Europäische Rat unterstützt die Bemühungen um echte wirt-
schaftliche Reformen und begrüßt die Absicht der betroffenen Regierungen, auf
diesem Wege fortzufahren. Der Europäische Rat hat darin übereingestimmt, daß
die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft die Bemühungen der internationalen
Finanzinstitutionen und Gläubigerregierungen sowie öffentlicher und privater
Banken um dringliche Lösungen für diese Probleme unterstützen müssen. Der
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Europäische Rat spricht sich für die kontinuierliche Entwicklung der politischen
Kontakte sowie der wirtschaftlichen, technischen, handelspolitischen und finanzi-
ellen Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und Lateinamerika aus. Er hat
mit Genugtuung von der Arbeit Kenntnis genommen, die bereits im Rahmen der
Gemeinschaft entsprechend den Haager Schlußfolgerungen vom 26./27. Juni 1986
geleistet worden ist. Er hat die Kommission unter Bezugnahme auf die Schluß-
folgerungen der verschiedenen Tagungen des Rates ersucht, weitere Bemühungen
zu unternehmen, die die Entwicklung differenzierter und immer wirksamerer
Politiken der Zusammenarbeit zwischen Lateinamerika und der Europäischen
Gemeinschaft sowie ihren Mitgliedstaaten ermöglichen, ohne dabei die Entwick-
lung enger Beziehungen zu anderen Regionen und einer Zusammenarbeit mit
ihnen zu beeinträchtigen.

Asien
Der Europäische Rat hat seine tiefe Besorgnis über die Lage in China zum

Ausdruck gebracht und die beigefügte Erklärung (Anlage II) angenommen. Der
Europäische Rat bekräftigt die bisherigen Erklärungen zu Kambodscha und
begrüßt die Fortschritte auf dem Wege zur Beilegung des Kambodscha-Konflik-
tes. Er erkennt zwar an, daß eine gewisse Verbesserung hinsichtlich der interna-
tionalen Aspekte des Afghanistan-Konflikts eingetreten ist, äußert jedoch seine
Besorgnis über die Lage in Afghanistan und fordert alle beteiligten Parteien auf,
auf die Einsetzung einer wirklich repräsentativen Regierung im Wege eines
echten Aktes der Selbstbestimmung hinzuwirken. Die Europäische Gemeinschaft
und ihre Mitgliedstaaten haben erneut ihre Bereitschaft bekundet, zum Wieder-
aufbau dieser Länder je nach deren besonderen Umständen beizutragen. Der
Europäische Rat erkennt an, daß die Überschwemmungen in Bangladesch ein
dringendes und schwerwiegendes Problem darstellen, und ist bereit, die Regie-
rung dieses Landes bei der Suche nach gangbaren Lösungen für einen besseren
Schutz gegen Überschwemmungen in effizienter und abgestimmter Weise zu
unterstützen. Der Europäische Rat begrüßt es, daß der politische Dialog und die
wirtschaftliche Zusammenarbeit mit den ASEAN-Ländern sich als effizient
erwiesen haben und bei den künftigen Treffen in Brunei und Manila weiter
ausgebaut werden.

Südliches Afrika
Der Europäische Rat bekräftigt seine Entschlossenheit, sich weiterhin für die

Beseitigung der Apartheid im Wege des friedlichen Wandels und für die Schaf-
fung eines freien, demokratischen und vereinigten Südafrikas ohne Rassentren-
nung einzusetzen. Zur Unterstützung des UNO-Generalsekretärs und seines
Sonderbeauftragten hat der Europäische Rat bekräftigt, daß er alles unterneh-
men wird, um sicherzustellen, daß die Resolution 435 des Sicherheitsrates weiter-
hin in allen ihren Aspekten durchgeführt wird, damit es zu freien und gerechten
Wahlen kommt und Namibia seine Unabhängigkeit innerhalb des vorgesehenen
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Zeitplans erlangt. Der Europäische Rat begrüßt die positiven Ergebnisse des
Gipfels von Gbadolite, der den Weg zum Frieden in Angola geöffnet hat. Die
Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten bekräftigen ihre Bereitschaft,
zur Stabilität, zum Wiederaufbau und zur wirtschaftlichen Entwicklung Angolas
beizutragen.

Anlage I: Erklärung zum Nahen Osten
Der Europäische Rat hat die Lage im Nahost-Konflikt im Lichte der jüngsten

Ereignisse sowie der Kontakte geprüft, die die Präsidentschaft und die Troika in
den letzten Monaten mit den beteiligten Parteien gehabt haben, und daraus
folgende Schlußfolgerungen gezogen:

1. Die Politik der Zwölf gegenüber dem Nahost-Konflikt ist in der Erklärung
von Venedig vom 13. Juni 1980 und in den darauffolgenden Erklärungen festge-
legt. Sie besteht darin, das Recht aller Staaten der Region, einschließlich Israels,
auf Sicherheit, das heißt auf ein Leben innerhalb sicherer, anerkannter und
garantierter Grenzen und den Anspruch auf Gerechtigkeit für alle Völker der
Region zu bekräftigen, was die Anerkennung der legitimen Rechte des palästi-
nensischen Volkes, einschließlich des Rechts auf Ausübung des Selbstbestim-
mungrechts mit allem, was dazugehört, einschließt. Die Zwölf vertreten die
Auffassung, daß diese Ziele auf friedlichem Wege im Rahmen einer internationa-
len Friedenskonferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen
verwirklicht werden müssen; die UNO stellt das geeignete Forum für direkte
Verhandlungen zwischen den betroffenen Parteien über eine umfassende, gerech-
te und dauerhafte Regelung dar. Der Europäische Rat vertritt ferner die Ansicht,
daß die PLO an diesem Prozeß beteiligt werden muß. Er unterstützt alle Bemü-
hungen der Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen,
eine Annäherung der Parteien herbeizuführen und ein Klima des Vertrauens
zwischen den Parteien zu schaffen, und so die Einberufung der internationalen
Friedenskonferenz zu erleichtern.

2. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben ihren Willen unter
Beweis gestellt, sich an der Suche nach einer Verhandlungslösung für diesen
Konflikt aktiv zu beteiligen und an der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung
der Völker und Region voll mitzuwirken. Der Europäische Rat hat seine Genug-
tuung über die von der Präsidentschaft und der Troika verfolgte Politik der
Kontakte zu allen Parteien bekundet und beschlossen, sie fortzuführen.

3. Der Europäische Rat begrüßt es, daß das außerordentliche Gipfeltreffen
der Arabischen Liga in Casablanca die Beschlüsse des Palästinensischen National-
rats von Algier unterstützt hat, die die Annahme der Resolutionen 242 und 338
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, aus denen die Anerkennung des
Existenzrechts Isreals und der Verzicht auf Terrorismus hervorgehen, beinhalten.
Er begrüßt ferner die Bemühungen, die von den Vereinigten Staaten in ihren
Kontakten zu den unmittelbar beteiligten Parteien unternommen werden, insbe-
sondere die Aufnahme des Dialogs mit der PLO. Es gilt, diese günstigen Um-
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stände zu nutzen, um dem Geist der Toleranz und des Friedens zum Durch-
bruch zu verhelfen, damit der Verhandlungsweg entschlossen beschritten wird.

4. Der Europäische Rat bedauert die anhaltende Verschlechterung der Lage
in den besetzten Gebieten sowie die stetige Zunahme der Zahl der Toten und
Verletzten und des Leides der Bevölkerung. Er appelliert nachdrücklich an die
israelischen Behörden, die repressiven Maßnahmen einzustellen, die Resolutionen
605, 607 und 608 des Sicherheitsrats anzuwenden und die Bestimmungen des
Genfer Abkommens zum Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten zu beachten
und in diesem Zusammenhang insbesondere die Unterrichtsstätten im Westjor-
danland wieder zu öffnen.

5. Der Europäische Rat begrüßt auf der Grundlage der Grundsatzpositionen
der Zwölf den Vorschlag der Abhaltung von Wahlen in den besetzten Gebieten,
der zum Friedensprozeß beitragen kann, vorausgesetzt, daß
- die Wahlen in einem Zusammenhang mit einem Prozeß der umfassenden,

gerechten und dauerhaften Regelung des Konflikts stehen;
- die Wahlen in den besetzten Gebieten, einschließlich Ost-Jerusalem, mit

angemessenen Freiheitsgarantien stattfinden;
- keine Lösung ausgeschlossen werden darf und die endgültigen Verhandlungen

auf der Grundlage der Resolutionen 22 und 338 des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen stattfinden, welche auf dem Grundsatz "Gebiete gegen
Frieden" beruhen.
6. Der Europäische Rat richtet einen feierlichen Appell an die beteiligten

Parteien, die Gelegenheit zur Erlangung des Friedens zu ergreifen. Die Achtung
der legitimen Rechte der anderen Seite durch jede der Parteien würde die
Normalisierung der Beziehungen zwischen allen Ländern der Region erleichtern.
Der Europäische Rat ersucht zum einen die arabischen Länder, zu Israel norma-
le Beziehungen des Friedens und der Zusammenarbeit herzustellen, und zum
anderen Israel, seinerseits das Recht des palästinensischen Volkes auf Ausübung
des Selbstbestimmungsrechts anzuerkennen.

Anlage II: Erklärung zu China
Der Europäische Rat verurteilt aufs schärfste unter Hinweis auf die Erklärung

der Zwölf vom 6. Juni die brutale Repression, die in China ausgeübt wird. Er
bringt seine Bestürzung zum Ausdruck über die Fortsetzung der Hinrichtungen
trotz aller Appelle der internationalen Gemeinschaft. Er fordert die chinesischen
Behörden feierlich auf, mit den Hinrichtungen aufzuhören und die repressiven
Maßnahmen gegen die Menschen, die ihre legitimen demokratischen Rechte
einfordern, zu unterlassen. Der Europäische Rat fordert die chinesischen Behör-
den auf, die Menschenrechte zu achten und die Hoffnungen auf Freiheit und
Demokratie zu berücksichtigen, die im Innersten der Bevölkerung zum Ausdruck
gekommen sind. Er betont, daß dies ein grundlegendes Element ist für die
Fortsetzung der Reformpolitik und der Öffnung, die die Europäische Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten unterstützt haben. Die Zwölf sind sich der
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Tatsache bewußt, daß die jüngsten Ereignisse tiefe Beunruhigung in Hongkong
hervorgerufen haben. Unter den gegenwärtigen Umständen hält der Europäische
Rat folgende Maßnahmen für notwendig:
- die Frage der Menschenrechte in China wird in den entsprechenden interna-

tionalen Gremien aufgegriffen werden, ebenso die Forderung, daß unabhängi-
gen Beobachtern Zugang zu den Prozessen gewährt wird und Besucher in den
Gefängnissen zugelassen werden,

- Unterbrechung der militärischen Zusammenarbeit sowie Embargo jeglichen
Waffenhandels der Mitgliedstaaten mit China,

- Aussetzung der zweiseitigen Kontakte auf Ministerebene und anderer hochran-
giger Mitgliedstaaten,

- Reduzierung der Programme für kulturelle, wissenschaftliche und technische
Zusammenarbeit auf solche Aktivitäten, die unter den gegenwärtigen Umstän-
den noch einen Sinn haben,

- Verlängerung der Sichtvermerke für die chinesischen Studenten, die dies
wünschen, durch die Mitgliedstaaten. Unter Berücksichtigung der Ungewissen
Situation im wirtschaftlichen Bereich, die durch die gegenwärtige Politik der
chinesischen Behörden geschaffen wurde, spricht sich der Europäische Rat für
die Verschiebung der Prüfung neuer Anträge auf Kreditbürgschaften und die
Verschiebung der Prüfung neuer Kredite der Weltbank aus.

Quelle: Bulletin (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung), Nr. 69, 30. 06. 1989.
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2. Erklärung des fanzösischen Staatspräsidenten, Franqois Mitterrand, im Anschluß
an das informelle Zusammentreffen der Staats- und Regierungschefs der EG-
Mitgliedstaaten vom 18. November 1989 in Paris (gekürzt)

Wir haben gerade unsere Arbeit beendet. Ich danke ihnen für ihre Anwesen-
heit. Ich werde ihnen so rasch wie möglich die wesentlichen Dinge vortragen, die
im Verlauf dieses Treffens des Europäischen Rates besprochen wurden. Ein
informelles Treffen, gewiß, und unabhängig von der Tagung des Europäischen
Rates am 8. und 9. Dezember, der sich mit den Strukturen der Gemeinschaft
beschäftigen wird. Auf diesem Treffen wurde das Problem der Entwicklung
Osteuropas erörtert, das gegenwärtig von sehr großer Bedeutung ist. Es hat
Auswirkungen auf diese Staaten wie auch auf den Rest Europas und der Welt.
Zunächst wollten die Teilnehmer dieses Treffens ihrer Freude über dieses neue
Voranschreiten der Freiheit Ausdruck geben. Dies war das Wesentliche, vor
jedem anderen politischen Kommentar und jeder Bewertung. In der Logik dieser
Art zu fühlen und zu handeln möchte die Gemeinschaft ihre Ermutigungen für
die Reformen überall in Europa vervielfachen, die den Niedergang der Totalitä-
ren beschleunigen. Von diesem Standpunkt aus meinen wir, daß die Existenz der
Gemeinschaft der Zwölf an sich als Vorbild für die Hoffnungen im Osten gedient
hat und sicher als Stimulans und daß in diesem Sinne die Existenz einer starken
Gemeinschaft, gut strukturiert und entschlossen vorauszugehen, ein Faktor für
den Erfolg der Reformen in Richtung auf die Freiheit ist. Kurz, wir haben
festgestellt, daß wir dieses unzertrennliche Zwillingspaar begrüßen, das einerseits
auf der Evolution im Osten und andererseits aus der Integration im Westen
besteht. Je mehr sich in Europa bewegt, dort, wo es sich bewegen sollte, desto
mehr muß die Gemeinschaft sich festigen und, wenn nötig, den Gang beschleu-
nigen. Indem wir dies machen und sagen, haben wir überhaupt nicht die unter-
zeichneten Verpflichtungen gegenüber anderen Ländern vergessen, die man,
wenn sie so wollen, mit einem allgemeinen Begriff Drittländer nennen kann. Wie
sie wissen, haben wir Verträge mit den Ländern Afrikas, der Karibik und des
Pazifik, was eine Serie von Verträgen nach sich zieht, die Lome" (Lom6 I, II, III
und IV) genannt werden. Wir haben auch begonnnen, mit den Ländern der
EFTA zu verhandeln, und wir sind weiterhin bereit, über Abmachungen zu
diskutieren, die daraus entstehen könnten.

Kurz, wir erklären uns bereit, in allen Dingen zu kooperieren, die zur Wieder-
aufrichtung der Länder des Ostens beitragen, die eine Krise durchmachen, eine
manchmal dramatische Wirtschaftskrise, sowie politische Entwicklungen, von
denen wir bereits gesprochen haben. Wir sind bereit, zusammenzuarbeiten und
mit allen unseren Möglichkeiten zu dieser Wiederherstellung und dieser Einfüh-
rung einer gesunden Wirtschaft beizutragen. Wohlgemerkt, die nachprüfbare
Rückkehr zur Demokratie durch die Achtung der Menschenrechte und durch die
Durchführung von freien und gleichen Wahlen überall sind eine unerläßliche
Bedingung. Diese Dinge sind miteinander verknüpft. Wir konnten besonders
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Polen und Ungarn behandeln, die beiden Länder, die auf diesem Gebiet am
weitesten fortgeschritten sind und die bereits den Beweis für ihre Haltungen und
ihre gewählte Richtung erbracht haben. Im Hinblick auf diese Länder wurden
eine Reihe von konkreten Maßnahmen erörtert. Wir haben nebenbei daran
erinnert, daß die Durchführung der Aktion von 24 Ländern anläßlich des Gipfels
der Industrieländer, Gipfel des Bogens genannt, dem Präsidenten der EG-Kom-
mission anvertraut wurde. Ein wahrscheinlich entscheidendes Treffen wird am 13.
Dezember stattfinden, es sind jedoch bereits Nahrungsmittelhilfen, Investitionen,
Gründungshilfen und Maßnahmen für die Umwelt beschlossen worden. All dies
gilt für Polen und Ungarn vorbehaltlich eines ersten Abkommens mit dem
internationalen Währungsfonds. Daher versteht es sich, daß diese Institution
rasch reagieren muß. Sie wird um so schneller reagieren, als die beiden fraglichen
Länder sich dafür eignen. Die Instanzen der Gemeinschaft werden gegenüber
dem IWF darauf bestehen, daß vor Ende des Jahres 1989 diese Vereinbarungen
definiert werden. Auf die gleiche Art wurde ein Stabilitätsfonds für Polen nicht
nur geplant, sondern auch realisiert. Sie wissen, daß das Projekt über eine
Milliarde Dollar geht. Es gibt auch einen Überbrückungskredit für Ungarn über
die gleiche Summe. Dies sind die Entscheidungen, die als beschlossen angesehen
werden können seitens der Länder, von denen ich spreche. In ebenso besonderer
Weise haben wir über die DDR gesprochen, über Ostdeutschland, auf das sich
die unerwartete und notwendige Evolution in Richtung auf demokratische
Formen und politische Tätigkeit besonders anwenden läßt, die den Großteil der
Entscheidungen bedingt, von der Art, wie ich sie eben für die anderen Länder
genannt habe. Jedoch, da es angebracht ist, schnell zu handeln, sind Handelsver-
einbarungen im Gange und werden zweifellos veröffentlicht, sobald sie im Laufe
der kommenden Woche eingeleitet worden sein werden...

Quelle: Bulletin d'informations, Französische Botschaft Bonn, Nr. 224, 21. 11. 1989; Übersetzung aus
dem Französischen: Europa-Archiv.

420 Jahrbuch der Europäischen Integration 1989/90



Schlußfolgerungen des 42. Europäischen Rates in Straßburg

3. Schlußfolgerung des Vorsitzes des Europäischen Rates zur 42. Ratstagung am 8.
und 9. Dezember 1989 in Straßburg

Zu Beginn seiner Tagung hat der Europäische Rat ein Exposd des Präsiden-
ten des Europäischen Parlaments, Herrn Barön, entgegengenommen, der den
Standpunkt und die Prioritäten seiner Institution in den wichtigsten Fragen der
Gemeinschaft im Lichte der derzeitigen Situation darlegte. Der Europäische Rat
dankte Herrn Barön für seine Ausführungen, die einen wertvollen Beitrag für die
weiteren Beratungen darstellten.

Auf dem Wege zur Europäischen Union
Der Europäische Rat ist sich der Verantwortung der Gemeinschaft in dieser

für Europa entscheidenden Zeit bewußt. Die gegenwärtigen Veränderungen und
die Perspektiven der Entwicklung in Europa verdeutlichen die Anziehungskraft,
die das politische und wirtschaftliche Modell des Gemeinschaftseuropas auf
zahlreiche Länder ausübt. Die Gemeinschaft muß diesen Erwartungen und
Anforderungen gerecht werden: Sie darf sich nicht auf sich selbst zurückziehen,
sondern muß sich öffnen und die Zusammenarbeit - insbesondere mit den
übrigen europäischen Staaten - anstreben. Es liegt im Interesse aller europäi-
schen Staaten, daß die Gemeinschaft stärker wird und sich beschleunigt zur
Europäischen Union entwickelt. Zu diesem Zweck hat der Europäische Rat
folgende Beschlüsse gefaßt:

Verwirklichung der Einheitlichen Akte
Die Gemeinschaft ist entschlossen, allen Verpflichtungen aus der Einheitlichen

Akte nachzukommen, um den Integrationsprozeß im Hinblick auf die Europäi-
sche Union fortzusetzen und zu vertiefen. Dies setzt voraus, daß die Gemein-
schaft fristgerecht die Vollendung des Binnenmarktes abschließt und gleichzeitig
bestrebt ist, bedeutende Vorhaben zu konkretisieren, die einen neuen Abschnitt
ihrer Entwicklung markieren.

Raum ohne Binnengrenzen
Die endgültige Form des Binnenmarktes beginnt sich abzuzeichnen, und seine

positiven Auswirkungen machen sich in allen Bereichen des Wirtschaftslebens
bemerkbar. Ganz allgemein wird der festgelegte Zeitplan eingehalten. Im Laufe
dieses Halbjahres sind folgende wichtige Beschlüsse gefaßt worden: Im Bereich
der Finanzdienstleistungen die Koordinierung der Rechtsvorschriften, die es den
Banken ermöglichen, ihre Dienstleistungen im gesamten Gebiet der Gemeinschaft
anzubieten, das Verbot von Insider-Geschäften, die Koordinierung im Bereich
der Kraftfahrzeugversicherung. Der Europäische Rat äußert den Wunsch, daß
dieses Bündel von Beschlüssen rasch durch die Genehmigung von Richtlinien -
auf der Grundlage der Vorschläge der Kommission - betreffend die Investitions-
gesellschaften, die Solvabilitätskoeffizienten, die Übernahmeangebote, das Gesell-
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schaftsrecht, insbesondere das Statut der Europäischen Gesellschaft sowie der
drei Steuervorschläge betreffend die Kooperation von Unternehmen, ergänzt
wird.

Bedeutende Fortschritte wurden vom Rat "Binnenmarkt" auch bei anderen
wichtigen Dossiers, wie zum Beispiel bei der Kontrolle von Unternehmenszusam-
menschlüssen, erzielt, über die vor Jahresende entschieden werden soll. Der
Europäische Rat äußerte ferner den Wunsch, daß entscheidende Fortschritte
hinsichtlich der Prüfungen, Normen und Zertifizierungen, der Öffnung des
öffentlichen Beschaffungswesens in den Bereichen Telekommunikation, Energie,
Verkehr und Wasserversorgung sowie des freien Dienstleistungsverkehrs bei
Lebensversicherungen erzielt werden. Ferner fordert er rasche Fortschritte im
tiergesundheitlichen Bereich. Hinsichtlich des Verkehrs weist er auf die Bedeu-
tung der ersten Beschlüsse hin, die in der Frage der Kabotage im Straßenverkehr
gefaßt, sowie der Leitlinien, die für den Luftverkehr erlassen worden sind. Er
äußert den Wunsch, daß für den letztgenannten Bereich eine kohärente Politik
der Gemeinschaft ausgearbeitet und seine wirksame Lösung für das Problem der
Überlastung des Luftraums gefunden wird, damit die Sicherheit der Benutzer
optimal gewährleistet werden kann. Weitere Fortschritte in den drei Bereichen
Straßen-, Luft- und Seeverkehr sind notwendig. Er nimmt die auf dem Gebiet
der Telekommunikation erzielten Fortschritte mit Genugtuung zur Kenntnis.
Besonderer Vorrang müßte dem Ausbau und der Verknüpfung der transeuropäi-
schen Netze eingeräumt werden, und zwar insbesondere im Bereich der Kontrolle
des Luftraums, der Verbindung der wichtigsten Ballungsgebiete in der Gemein-
schaft durch Breitband-Telekommunikationsnetze, der hochleistungsfähigen
terrestrischen Verbindungen sowie im Bereich der Energieverteilung. Der Euro-
päische Rat ersucht die Kommission, geeignete Maßnahmen vorzuschlagen und
dabei die Möglichkeit zu berücksichtigen, diese Maßnahmen unter besonderer
Beachtung der Randgebiete im Kontext des wirtschaftlichen und sozialen Zusam-
menhalts auf die gesamte Gemeinschaft auszudehnen.

Was die Besteuerung von Kapitalerträgen betrifft, so nimmt der Europäische
Rat die seit der Tagung von Madrid erzielten Fortschritte zur Kenntnis. Er
ersucht den Rat "Wirtschafts- und Finanzfragen", seine Beratungen so rasch wie
möglich abzuschließen und zur Flankierung der Liberalisierung des Kapitalver-
kehrs Maßnahmen zur wirksamen Bekämpfung des Steuerbetrugs gemäß den
früheren Beschlüssen zu ergreifen. Was die indirekten Steuern anbelangt, so
nimmt er mit Genugtuung die in den letzten Monaten erzielten Fortschritte zur
Kenntnis, d. h. die Festlegung einer Übergangsregelung, die Unternehmen und
Verwaltungen entlasten und die Beseitigung der Grenzkontrollen ermöglichen
wird. Er hält es für erforderlich, diese Regelung durch Maßnahmen zu ergänzen,
die unerläßlich sind, um insbesondere eine schrittweise Annäherung der Mehr-
wertsteuersätze zu ermöglichen und um die Probleme zu lösen, die sich im
Zusammenhang mit der für den 1. Januar 1993 geplanten Abschaffung der
Beschränkungen von Käufen durch Privatpersonen für den persönlichen Bedarf
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bei Reisen innerhalb der Gemeinschaft stellen. Der Europäische Rat ersucht den
Rat, umgehend auf Vorschlag der Kommission die Beschlüsse zu fassen, die den
Prozeß der vollständigen Beseitigung der Steuergrenzen unumkehrbar machen.

Flankierende Politiken
Gemäß der Einheitlichen Akte muß die Vollendung des Binnenmarkts durch

eine Reihe flankierender Politiken abgestützt werden. Unter diesen kommt der
Politik zur Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts besondere
Bedeutung zu, damit der Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit die vom großen
Markt zu erwartenden Vorteile zugute kommen können. Der Europäische Rat
begrüßt die fristgerechte Durchführung der Reform der Strukturpolitiken.

Umwelt
Die Lebensqualität wird sich dadurch verbessern, daß den Umweltproblemen

größere Beachtung gewidmet wird. Die Art und die Schwere der Probleme, die
sich in diesem Bereich stellen, erfordern mehr und mehr eine Vision und ein
Handeln, die über den einzelstaatlichen Rahmen hinausgehen. Der Europäische
Rat bekräftigt den Willen der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten, bei der
Ausarbeitung internationaler Strategien zur Abwehr der Bedrohungen für die
Umwelt eine größere Rolle zu spielen, indem sie sich unter anderem aktiv an der
Ausarbeitung eines internationalen Übereinkommens über das Klima beteiligt.
Der Europäische Rat begrüßt die einmütige Zustimmung des Rates zu den
Einzelheiten der Errichtung der Europäischen Umweltagentur ab 1990. Diese
Agentur, an der sich nicht der EWG angehörende europäische Länder beteiligen
können, sofern sie es wünschen, stellt einen entscheidenden Schritt hin zu einer
besseren Kenntnis des Zustands der europäischen Umwelt dar und wird auf diese
Weise eine Verbesserung der Strategien zur Lösung der anstehenden Probleme
ermöglichen. Es ist der Wunsch des Europäischen Rates, daß der Rat "Allge-
meine Angelegenheiten" kurzfristig eine Entscheidung über den Sitz der Agentur
trifft.

Forschung
Der Europäische Rat wünscht, daß der Rat vor Ende des Jahres zu einem

Einvernehmen über das neue Rahmenprogramm 1990/1994 gelangt, dessen
Durchführung bedeutende Fortschritte in bezug auf die Wettbewerbsfähigkeit
von Schlüsselsektoren der europäischen Industrie ermöglichen müßte. Der
Europäische Rat begrüßt die verstärkte Beteiligung der EFTA-Länder an den
Forschungsprogrammen der Gemeinschaft und hat den Wunsch, daß die Konzen-
trierung mit diesen Ländern und ihre Beteiligung bei der Durchführung des
neuen Rahmenprogramms noch zunimmt.
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Audiovisuelle Medien
Die Verbundenheit der Bürger mit der europäischen Idee hängt von positiven

Maßnahmen ab, die die europäische Kultur in ihrem Reichtum und in ihrer
Vielfalt zur Geltung bringen und fördern sollen. In diesem Zusammenhang hält
es der Europäische Rat für unerläßlich, daß das in jüngster Zeit Erreichte
konsolidiert wird und die Leitlinien, die auf den Tagungen über die audiovisuel-
len Medien festgelegt worden sind, konkretisiert werden, damit die audiovisuellen
Kapazitäten Europas ausgebaut werden: die Richtlinie über den freien Verkehr
von Fernsehsendungen und die Wettbewerbspoltik. Er wünscht, daß die Bemü-
hungen um die Herstellung des europäischen Systems für ein hochauflösendes
Fernsehen intensiviert werden, das Aktionsprogramm der Gemeinschaft bei der
Verlängerung des MEDIA-Plans die erforderliche finanzielle Unterstützung
erfährt und das notwendige Zusammenwirken mit dem audiovisuellen EUREKA-
Programm gewährleistet wird.

Freizügigkeit und Europa der Bürger
Alle Gemeinschaftspolitiken im Wirtschafts- und Sozialbereich tragen direkt

und indirekt dazu bei, das Bewußtsein der Zugehörigkeit zu einer Gemeinschaft
zu stärken. Diese Entwicklung muß durch den Erlaß konkreter Maßnahmen
intensiviert und beschleunigt werden, aufgrund derer die europäischen Bürger im
täglichen Leben feststellen können, daß sie demselben Ganzen angehören. Der
Europäische Rat unterstreicht die Bedeutung, die in diesem Zusammenhang der
schrittweisen Beseitigung der Formalitäten an den Binnengrenzen der Gemein-
schaft zukommt, die die Freizügigkeit von Personen behindern und die Teilung
symbolisieren; dies setzt voraus, daß gleichzeitig wirksame Maßnahmen zur
Bekämpfung des Terrorismus, des Drogenproblems und des organisierten Ver-
brechens ergriffen werden. Die schrittweise Beseitigung der Grenzformalitäten
berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, diejenigen Maßnahmen zu treffen,
die sie zur Kontrolle der Einwanderung aus Drittländern sowie der Bekämpfung
des Terrorismus, der Kriminalität, des Drogenhandels und des unerlaubten
Handels mit Kunstwerken und Antiquitäten für erforderlich halten. Der Europäi-
sche Rat ersucht die Kommission, unter Berücksichtigung der nationalen und
gemeinschaftlichen Zuständigkeiten adäquate Maßnahmen zur Einrichtung wirk-
samer Kontrollen an den Außengrenzen der Gemeinschaft zu prüfen. Der Eu-
ropäische Rat nimmt die in der Gruppe der Koordinatoren erzielten Fortschritte
zur Kenntnis, die dem unter der Federführung des Vorsitzes erstellten Zwischen-
bericht zu entnehmen sind. Der Europäische Rat wünscht, daß die Beratungen
derart intensiviert und beschleunigt werden, daß die Fortschritte in Richtung auf
die Freizügigkeit mit den im Bereich des freien Güter-, Dienstleistungs- und
Kapitalverkehrs erzielten Fortschritten Hand in Hand gehen, wobei der im Do-
kument von Palma de Mallorca festgelegte Zeitplan maßgebend sein soll. Der
Europäische Rat hat den Wunsch, daß eine Übersicht über die einzelstaatlichen
Standpunkte hinsichtlich der Einwanderung zur Vorbereitung einer Erörterung
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dieser Frage im Rat (Allgemeine Angelegenheiten) erstellt wird. Im Lichte dieser
Aussprache ersucht der Europäische Rat die zuständigen Gremien, so rasch wie
möglich, jedoch spätestens bis Ende 1990 die Arbeiten an den zur Prüfung vor-
liegenden Übereinkommen über das Asylrecht sowie über das Überschreiten der
Außengrenzen der Gemeinschaft und über die Visa abzuschließen. In diesem
Kontext wird eine Bestandsaufnahme der Asylpolitik der Mitgliedstaaten mit dem
Ziel einer Harmonisierung vorgenommen. Der Europäische Rat betont die Not-
wendigkeit, daß bei diesen Beratungen dafür Sorge getragen wird, daß in den
Bestimmungen über die Zusammenarbeit zwischen den Verwaltungen der Per-
sönlichkeitsschutz bei der Benutzung von Datenbanken mit personenbezogenen
Angaben sichergestellt wird.

Der Europäische Rat ersucht die Gruppe der Koordinatoren "Drogenbekämp-
fung", die vor kurzem auf Initiative des Präsidenten der Französischen Republik
eingesetzt worden ist, alle erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um die
unerläßliche Koordinierung der Maßnahmen der Mitgliedstaaten in den wichtig-
sten Bereichen des Kampfes gegen diese Geißel sicherzustellen, und zwar der
Vorbeugemaßnahmen, der Gesundheits- und Sozialpolitik gegenüber den Dro-
genabhängigen, der strafrechtlichen Verfolgung des Rauschgifthandels und der
internationalen Maßnahmen. In dieser Hinsicht begrüßt der Europäische Rat
die mutige Vorgehensweise einiger Länder, insbesondere Kolumbiens, und
verleiht seinem Wunsch Ausdruck, daß alle Mittel eingesetzt werden, um zum
Erfolg der Bemühungen dieser Länder beizutragen. Der Europäische Rat unter-
streicht in diesem Zusammenhang erneut die Notwendigkeit, die Verhandlungen
in der Internationalen Kaffee-Organisation so rasch wie möglich wiederaufzuneh-
men, um zur Sicherung der Erzeugereinkommen in den betreffenden Ländern zu
einem neuen Übereinkommen zu gelangen.

Der Europäische Rat begrüßt die bei der Durchführung der Programme des
Jugend- und Studentenaustauschs (ERASMUS, COMETT, LINGUA) erzielten
bemerkenswerten Fortschritte, die zur Herausbildung eines europäischen Bewußt-
seins beitragen, sowie die baldige Einführung eines europäischen Notfallausweises
und eines Jugendausweises. In demselben Zusammenhang begrüßt der Europäi-
sche Rat ganz besonders die vor kurzem erzielten entscheidenden Fortschritte
auf dem Wege zu einer Einigung darüber, daß allen Staatsangehörigen der
Mitgliedsländer der Gemeinschaft das Aufenthaltsrecht in dem Mitgliedstaat ihrer
Wahl eingeräumt werden soll. Diese bedeutende Maßnahme, die vor Jahresende
erlassen werden soll, ist ein wichtiger Schritt auf dem Wege zur Integration der
Völker der Gemeinschaft. Der Europäische Rat hat seine Genugtuung über den
Verlauf des Programms "Europa gegen Krebs" und über das grundsätzliche
Einvernehmen über die Annahme des zweiten Aktionsplans 1990-1994 zum
Ausdruck gebracht.
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Soziale Dimensionen
Die Errichtung des Binnenmarktes hat bereits beträchtliche Ergebnisse hervor-

gebracht, die durch ein anhaltendes Wachstum, eine erhebliche Zunahme der
Investitionen und vor allem durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze, deren Zahl
für die Jahre 1988-1990 auf 5 Millionen geschätzt wird, verdeutlicht werden. Der
Europäische Rat ist der Auffassung, daß diese Entwicklung sowie der Erlaß der
Richtlinien über den Gesundheitsschutz und die Sicherheit der Arbeitnehmer, die
gemeinschaftlichen Aktionsprogramme zur Eingliederung der arbeitslosen Jugend-
lichen und zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit sowie das Aktionspro-
gramm in bezug auf die berufliche Bildung entscheidende Bestandteile der
sozialen Dimension der Gemeinschaft darstellen. Die Staats- und Regierungschefs
von elf Mitgliedstaaten haben die "Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte
der Arbeitnehmer" angenommen. Diese Charta verdeutlicht ihre tiefgehende
Bindung an ein Modell sozialer Beziehungen, das sich an gemeinsamen Traditio-
nen und Gepflogenheiten orientiert. Die Charta wird ihnen als Bezugspunkt
dafür dienen, daß die soziale Dimension bei der Entwicklung der Gemeinschaft
in Zukunft in stärkerem Maße berücksichtigt wird. Der Europäische Rat nimmt
das von der Kommission vorgelegte Aktionsprogramm zur konkreten Umsetzung
der Charta zur Kenntnis und ersucht den Rat, unter Berücksichtigung der
sozialen Dimension des Binnenmarktes und unter Beachtung der einzelstaatlichen
und gemeinschaftlichen Zuständigkeiten über die Vorschläge der Kommission zu
beraten.

Wirtschafts- und Währungsunion
Der Europäische Rat hat die Arbeiten geprüft, die seit der Madrider Tagung

des Europäischen Rates im Hinblick auf die Einberufung der Regierungskonfe-
renz durchgeführt worden ist. Er hat das im ECOFIN-Rat erzielte Einvernehmen
und die Initiativen der Präsidenten der Zentralbanken zur Verstärkung der
Koordinierung der Wirtschaftspolitik und zur Verbesserung der Zusammenarbeit
zwischen den Zentralbanken zur Kenntnis genommen. Er stellt fest, daß die erste
Phase der WWU entsprechend der Festlegung im Bericht des Delors-Ausschusses
durch diese Beschlüsse am 1. Juli 1990 beginnen kann. Er hat den Bericht der
hochrangigen Gruppe zur Kenntnis genommen, in dem die wichtigsten techni-
schen, institutionellen und politischen Fragen, die mit Blick auf einen Vertrag
über die Wirtschaft- und Währungunion zu erörtern sind, dargelegt werden. Der
Präsident des Europäischen Rates hat nach einer Aussprache über das Zusam-
mentreten einer Regierungskonferenz zur Ausarbeitung einer Änderung des
Vertrags im Hinblick auf die Endphasen der WWU auf der Grundlage dieses
Berichts festgestellt, daß für die Einberufung einer Regierungskonferenz im Sinne
des Artikels 236 des Vertrags die erforderliche Mehrheit gegeben ist. Die Regie-
rungskonferenz wird auf Einladung der italienischen Regierung vor Ende 1990
zusammentreten. Tagesordnung und Beratungszeitplan werden von der Konfe-
renz selbst festgelegt. Der Europäische Rat hat in diesem Zusammenhang
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hervorgehoben, daß dafür Sorge zu tragen ist, daß die demokratische Kontrolle
in den einzelnen Mitgliedstaaten gewährt wird. Im Hinblick auf die neue Legisla-
turperiode des Europäischen Parlaments, die 1994 beginnt, verlangt er, daß die
Wirtschafts- und Währungsunion diesem Demokratieerfordernis in vollem Um-
fang Rechnung trägt. Der Europäische Rat hat im übrigen zur Kenntnis genom-
men, daß die Kommission vor dem 1. April ein Gesamtdokument über alle
Aspekte der Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion vorlegen will,
in dem sämtliche vorhandenen Analysen und Beiträge berücksichtigt werden. Der
Europäische Rat hat hervorgehoben, daß der Rat (Allgemeine Angelegenheiten)
und der ECOFIN-Rat den bis zur Eröffnung der Konferenz verbleibenden
Zeitraum nutzen müssen, um die Konferenz optimal vorzubereiten. Im Hinblick
auf die Tagung des Europäischen Rats in Dublin werden sämtliche Arbeiten vom
Rat (Allgemeine Angelegenheiten) geprüft werden.

Eine verantwortliche und solidarische Gemeinschaft
Die Gemeinschaft wird entsprechend den in den Erklärungen von Rhodos und

Madrid aufgestellten Grundsätzen ihre Rolle und die Rolle ihrer Mitgliedstaaten
auf der internationalen politischen und wirtschaftlichen Bühne im Geist der
Offenheit, der Solidarität und der Zusammenarbeit weiter ausbauen. Sie wird
ihrer Verantwortung gegenüber Ländern, mit denen sie geschichtlich und geogra-
phisch gewachsene Beziehungen der unterschiedlichsten Art unterhält, in vollem
Umfang nachkommen.

EFTA
Der Europäische Rat begrüßt die Fortschritte bei den seit seiner Tagung in

Madrid durchgeführten Arbeiten und hat den Wunsch, daß auf der Ministerta-
gung am 19. Dezember die Einleitung von Verhandlungen beschlossen wird,
damit die Gemeinschaft und die EFTA so bald wie möglich zu einer Gesamtver-
einbarung gelangen, durch die ihre Zusammenarbeit im Rahmen eines europäi-
schen Wirtschaftsraumes der Achtzehn auf der Grundlage des einschlägigen
Besitzstands der Gemeinschaft gestärkt wird, wobei die multilateralen Verpflich-
tungen voll eingehalten werden. Die Gemeinschaft hat den Wunsch, daß sich
diese Zusammenarbeit so eng wie möglich gestaltet und daß durch sie eine
Beteiligung der EFTA-Länder an bestimmten gemeinschaftlichen Maßnahmen
sowie an den Regeln und Vorteilen des Binnenmarktes sichergestellt wird, wobei
die Entscheidungsautonomie beider Seiten voll gewahrt und auf ein striktes
Gleichgewicht der Rechte und Pflichten geachtet wird. Der Europäische Rat hat
den Wunsch, daß bei den im ersten Haijahr 1990 einzuleitenden Verhandlungen
geeignete und pragmatische Formen der institutionellen Zusammenarbeit ent-
wickelt werden können, die den obengenannten Grundsätzen in vollem Umfang
Rechnung tragen. Diese neue Beziehung zwischen der EWG und der EFTA
entspricht dem Interesse beider Seiten und erfüllt die Erwartung der Völker
Europas.
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Mittel- und osteuropäische Länder
Die Gemeinschaft ist aufgrund ihrer Dynamik und ihrer Ausstrahlungskraft

die europäische Instanz, auf die sich die Länder Mittel- und Osteuropas, die mit
ihr in enge Beziehungen eintreten möchten, jetzt berufen. Die Gemeinschaft hat
die erforderlichen Entscheidungen getroffen, um ihre Zusammenarbeit mit den
Völkern, die nach Freiheit, Demokratie und Fortschritt streben, sowie mit den
Staaten, die sich auf die Grundsätze der Demokratie, des Pluralismus und der
Rechtsstaatlichkeit stützen wollen, zu verstärken, und sie wird dies auch in
Zukunft tun. Sie wird mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln die erfor-
derlichen Wirtschaftsreformen unterstützen und geeignete Formen der Assoziie-
rung mit diesen Ländern, die sich auf dem Wege wirtschaftlicher und politischer
Reformen befinden, weiter prüfen. Die Bereitschaft und der Wille zur Kooperati-
on bilden ein wesentliches Element der Politik der Gemeinschaft, die in der
heute angenommenen Erklärung festgelegt ist und deren Ziel, wie es in der
Erklärung von Rhodos präzisiert wird, nach wie vor in der Überwindung der
Teilung Europas besteht.

1. Die Gemeinschaft hat mit der Tschechoslowakei, Ungarn und Polen Han-
delsabkommen und in den meisten Fällen auch Kooperationsabkommen geschlos-
sen. Das Abkommen mit der UdSSR dürfte vor Ende des Jahres unterzeichnet
werden. Der Rat wird der Kommission so bald wie möglich ein Mandat zur
Aushandlung eines Handels- und Kooperationsabkommens mit der DDR ertei-
len, das im ersten Halbjahr 1990 geschlossen werden soll. Der Europäische Rat
begrüßt die Beschlüsse des Rates (Allgemeine Angelegenheiten) vom 27. Novem-
ber, mit denen Polen und Ungarn vorübergehend besondere Handelserleichterun-
gen gewährt werden, um einen Beitrag zur Lösung ihrer besonderen politischen
und wirtschaftlichen Probleme zu leisten. Er hat die Beschlüsse der Gemeinschaft
zur Kenntnis genommen, mit denen die wirtschaftlichen Reformen in Polen und
Ungarn unterstützt werden sollen. Die Gemeinschaft hat sich in Zusammenarbeit
mit ihren wichtigsten westlichen Partnern an der Lieferung von Agrarerzeugnis-
sen nach Polen beteiligt. In Anbetracht von Umfang und Dringlichkeit des
Bedarfs richtet der Europäische Rat an den Rat das Ersuchen, so bald wie
möglich eine weitere Lieferung dieser Art zu beschließen.

2. Die Staats- und Regierungschefs hatten auf ihrer Tagung am 18. November
in Paris die "Troika" aus derzeitigem, vorangegangenem und künftigem Vorsitz
sowie die Kommission ersucht, über die nachstehenden Fragen weitere Überle-
gungen anzustellen und diese einer Entscheidung näherzuführen:
- Der Europäische Rat hat es grundsätzlich gutgeheißen, daß der UdSSR beim

GATT der Status eines Beobachters eingeräumt wird;
- die Kommission hat Vorschläge vorgelegt, mit denen die Beteiligung von

Staatsangehörigen mittel- und osteuropäischer Länder an bestimmten Pro-
grammen auf dem Gebiet der Bildung und Ausbildung, die sich an entspre-
chende Programme der Gemeinschaft anlehnen, ermöglicht werden soll. Der
Europäische Rat ersucht den Rat, die entsprechenden Beschlüsse zu fassen;
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- der Europäische Rat ersucht den Rat, schon zu Beginn des Jahres 1990 die
erforderlichen Beschlüsse zu fassen, um eine Europäische Stiftung für die
berufliche Bildung auf der Grundlage der von der Kommission vorzulegenden
Vorschläge zu errichten;

- der Europäische Rat hat die Schaffung einer Europäischen Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung gebilligt. Ziel der Bank wird es sein, in Absprache
mit dem IWF und der Weltbank Anlageinvestitionen und Investitionen zur
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit in den Staaten Mittel- und Osteuropas
zu fördern, gegebenenfalls die mit der Vergabe von Krediten für diese Volks-
wirtschaften verbundenen Risiken zu verringern, den Übergang zu einer
stärker marktwirtschaftlich orientierten Volkswirtschaft zu erleichtern und die
erforderlichen strukturellen Anpassungen zu beschleunigen. Die betreffenden
mittel- und osteuropäischen Länder können sich am Kapital und an der
Leitung der Bank beteiligen; die Mitgliedstaaten, die Gemeinschaft und die
Europäische Investitionsbank werden die Mehrheit des Kapitals halten. Andere
Länder, insbesondere die übrigen OECD-Mitgliedstaaten, werden aufgefordert,
sich daran zu beteiligen. Der Europäische Rat hat den Wunsch, daß die
Schaffung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung mög-
lichst rasch erfolgt. Der Europäische Rat ersucht darum, daß die notwendigen
Maßnahmen getroffen werden, damit die Verhandlungen bereits im Januar
1990 aufgenommen werden können. Der Europäischen Investitionsbank
kommt im Vorfeld der neuen Einrichtung eine zentrale Rolle zu.
3. Der Europäische Rat hat bestätigt, daß die Gemeinschaft bereit ist, sich

gemäß den auf der Tagung am 18. November festgelegten Bedingungen an der
Einrichtung eines Stabilisierungsfonds für Polen zu beteiligen. Er hob hervor,
daß durch den solidarischen Beitrag der Zwölf mehr als die Hälfte der Fondsmit-
tel, die sich insgesamt auf eine Milliarde Dollar belaufen, bereitgestellt werden
kann. Im Hinblick auf Ungarn hat der Europäische Rat auf die Notwendigkeit
verwiesen, diesem Land nach Abschluß eines Abkommens mit dem IWF ein
Anpassungsdarlehen in gleicher Höhe zu gewähren. Er hat den Rat ersucht,
rasch über die Vorschläge der Kommission zu befinden.

4. Der Europäische Rat hat bestätigt, daß er es als wesentlich erachtet, daß
sich die von den westlichen Ländern beschlossenen Hilfen und Vorhaben der
Zusammenarbeit möglichst optimal ergänzen. Er hat erneut die Notwendigkeit
bestätigt, das von der Gesellschaft beschlossene Verfahren beizubehalten und
auszubauen. Er erwartet, daß auf der nächsten Ministertagung der 24 westlichen
Länder, die am 13. Dezember stattfindet, die erforderlichen inhaltlichen und
verfahrensmäßigen Beschlüsse gefaßt werden, um die Koordinierung und Wirk-
samkeit der Anstrengungen, die zur Erleichterung des sich in Polen und Ungarn
sowie gegebenenfalls in anderen Ländern Mittel- und Osteuropas vollziehenden
Wandels unternommen werden, sicherzustellen.

5. Der Europäische Rat verfolgt die wichtigen in Jugoslawien vorgesehenen
Reformen mit Aufmerksamkeit und Interesse und bekräftigt die Zusage der
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Gemeinschaft, unmittelbar nach Abschluß des Abkommens mit dem Währungs-
fonds die zusätzlichen Maßnahmen zur Unterstützung des Programms zur
Sanierung der Wirtschafts- und Finanzlage dieses Landes zu prüfen.

Mittelmeerländer
Der Europäische Rat ist der Ansicht, daß die Gemeinschaft in den kommen-

den Monaten die Politik der Nachbarschaft gegenüber den Staaten im Mittel-
meerraum, darunter Jugoslawien, zu denen sie seit langem Präferenzbeziehungen
unterhält, intensivieren muß. Die spezifische Beziehung zu den Mittelmeerlän-
dern muß intensiviert werden und dazu dienen, sie in ihren Bemühungen um
Zusammenarbeit mit Europa, um regionale Integration und um wirtschaftliche
Entwicklung zu unterstützen. Die Gemeinschaft mißt der neu entstandenen
Union des Arabischen Maghreb große Bedeutung bei und wird mit dieser in der
geeignetsten Form zusammenarbeiten. Sie wird auf der Tagung im Dezember den
europäisch-arabischen Dialog wiederaufnehmen. Der Europäische Rat ersucht
den Rat, auf der Grundlage der Mitteilung der Kommission, eine Anpassung der
in den derzeitigen Abkommen vorgesehenen Instrumente vorzunehmen, um die
Zusammenarbeit so zu gestalten, daß sie der besonderen Qualität der Beziehun-
gen, die sich zwischen der Gemeinschaft und diesen Ländern entwickeln sollen,
optimal entspricht, wobei den besonderen Problemen jedes einzelnen dieser
Länder Rechnung zu tragen ist.

Lateinamerika und AKP-Staaten
Die Gemeinschaft muß ihre Zusammenarbeit mit den Ländern Lateinamerikas

verstärken: Sie muß insbesondere die Bemühungen der Anden-Länder bei der
Drogenbekämpfung sowie bei der Suche nach Ersatzanpflanzungen und nach
verbesserten Absatzmärkten für diese Erzeugnisse unterstützen. Der Europäische
Rat begrüßt den Abschluß des Vierten Lom6-Abkommens, mit dem die privile-
gierten Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und den assoziierten Staaten in
Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean vertieft und ausgeweitet
werden. Dieses Abkommen wird in den kommenden Tagen unterzeichnet.

Europäische Politische Zusammenarbeit
Der Europäische Rat hat die folgenden Themen zur Politischen Zusammenar-

beit erörtert: Mittel- und Osteuropa, Naher Osten, Libanon, Europäisch-arabi-
sche Konferenz, südliches Afrika, Äthiopien, Chile, Zentralamerika. Er hat hierzu
die Erklärungen gebilligt, deren Wortlaut nachstehend wiedergegeben ist.

Zypern
Der Europäische Rat äußert seine Besorgnis darüber, daß die tragische

Teilung Zyperns, das zur europäischen Völkerfamilie gehört, trotz der erneuten
Bemühungen, die der Generalsekretär der Vereinten Nationen seit 15 Monaten
unternommen hat, unverändert fortbesteht. Deshalb appelliert er erneut an alle
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Parteien, mit Herrn P6rez de Cuellar und seinem örtlichen Vertreter zusammen-
zuarbeiten, damit die Hindernisse überwunden werden, die der Fortsetzung des
Dialogs im Wege stehen. Er bittet sie, die Chance nicht vergehen zu lassen, die
sich gegenwärtig für eine gerechte und dauerhafte Regelung bietet, welche die
Einheit, Unabhängigkeit, Souveränität und territoriale Unversehrtheit Zyperns im
Einklang mit den einschlägigen UN-Resolutionen gewährleistet.

Menschenrechte
Der Europäische Rat hat den Bericht des Politischen Komitees über die

Bilanz der Maßnahmen der Zwölf im Bereich der Menschenrechte im Jahr 1989
zur Kenntnis genommen. In diesem Zusammenhang hat er den Text einer
Pressemitteilung genehmigt.

Erklärung zu Mittel- und Osteuropa
Von Tag zu Tag tritt der Wandel in Mittel- und Osteuropa kraftvoller in

Erscheinung. Überall macht sich ein starkes Verlangen nach Freiheit und Demo-
kratie, nach Achtung der Menschenrechte, nach Wohlstand, sozialer Gerechtig-
keit und Frieden bemerkbar. Die Völker bekunden ihren klaren Willen, ihr
Schicksal in die eigenen Hände zu nehmen und den Weg ihrer Entwicklung
selbst zu wählen. Eine derart tiefgreifende und schnelle Entwicklung wäre ohne
die von Gorbatschow eingeleitete Politik der Öffnung und der Reform nicht
möglich gewesen. Wir wissen uns im Einklang mit den Gefühlen aller Menschen
in der Gemeinschaft, wenn wir unserer tiefen Freude über die Veränderungen,
die sich jetzt vollziehen, Ausdruck verleihen. Es handelt sich um historische
Ereignisse, die gewiß die bedeutendsten seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs
sind und zu denen der Erfolg einer starken und dynamischen Europäischen
Gemeinschaft, die Lebenskraft des KSZE-Prozesses und die Stabilität auf dem
Gebiet der Sicherheit, an der auch die Vereinigten Staaten und Kanada beteiligt
sind, einen großen Beitrag geleistet haben. Die Veränderungen berechtigen zu
der Hoffnung, daß die Teilung Europas überwunden werden kann - gemäß den
Zielsetzungen der Schlußakte von Helsinki, die darauf abzielt, im Rahmen eines
umfassenden, ausgewogenen Konzepts auf der Grundlage einer ganzen Reihe
von Prinzipien, die weiterhin ihre volle Gültigkeit behalten, neue Beziehungen
zwischen den europäischen Ländern herbeizuführen, sei es auf dem Gebiet der
Sicherheit und der wirtschaftlichen und technischen Zusammenarbeit oder
hinsichtlich der menschlichen Dimension. Wir streben die Stärkung des Zustands
des Friedens in Europa an, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung
seine Einheit wiedererlangt. Dieser Prozeß muß sich auf friedliche und demokra-
tische Weise, unter Wahrung der Abkommen und Verträge sowie sämtlicher in
der Schlußakte von Helsinki niedergelegten Grundsätze im Kontext des Dialogs
und der Ost-West-Zusammenarbeit vollziehen. Er muß auch in die Perspektive
der europäischen Integration eingebettet sein. Bereits jetzt beginnen sich die
Hoffnungen, die wir vor einem Jahr in unserer Erklärung von Rhodos zum
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Ausdruck gebracht haben, zu verwirklichen. Die Fortschritte bei den Verhand-
lungen über die konventionelle oder die chemische Abrüstung, der freiere
Verkehr von Personen und Gedanken, bessere Wahrung der Menschenrechte
und der Grundfreiheiten, die verschiedenen zwischen der Gemeinschaft und
einigen dieser Länder geschlossenen Abkommen - all dies bewirkt eine wesentli-
che Änderung des Klimas der Beziehungen in Europa. Der Europäische Rat ist
davon überzeugt, daß gerade in der jetzigen Situation jeder ein Höchstmaß an
Verantwortungsbewußtsein an den Tag legen muß. Es ist wichtig, daß die erfor-
derlichen Veränderungen und Entwicklungen der Stabilität Europas nicht scha-
den, sondern im Gegenteil zu ihrer Stärkung beitragen. Weit entfernt davon, aus
der gegenwärtigen Situation einseitige Vorteile ziehen zu wollen, beabsichtigen
die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten, die Länder, die den Weg demokrati-
scher Veränderungen beschritten haben, zu unterstützen. Um so mehr bedauern
sie, daß dieser Prozeß in einigen Ländern noch behindert wird.

Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind sich ihrer gemeinsamen
Verantwortung in dieser entscheidenden Phase der europäischen Geschichte voll
bewußt. Sie sind bereit, auf der Grundlage eines intensiveren politischen Dialogs
und einer verstärkten Zusammenarbeit auf allen Gebieten umfassendere und
engere Beziehungen zur UdSSR und zu den übrigen mittel- und osteuropäischen
Ländern sowie Jugoslawien, sobald sie sich auf diesen Weg begeben haben, zu
entwickeln. Die Gemeinschaft ist vor allem entschlossen, die in diesen Ländern
eingeleiteten Wirtschaftsreformen zu unterstützen und - in Zusammenarbeit mit
ihren westlichen Partnern - ihren Beitrag zur Schaffung gesunder und prosperie-
render Volkswirtschaften im Rahmen geeigneter Strukturen zu leisten. Der
Europäische Rat hat Schlußfolgerungen verabschiedet, die diesen Willen zum
Ausdruck bringen. Was die Zukunft anbelangt, so ist die Gemeinschaft bereit, im
Lichte der derzeitigen Entwicklungen Formen einer noch engeren Zusammenar-
beit mit diesen Ländern zu schaffen. In dieser Zeit der tiefgreifenden und ra-
schen Veränderungen bildet die Gemeinschaft - und dies muß auch künftig so
sein - einen festen Bezugspunkt mit starker Ausstrahlungskraft. Sie bleibt der
Eckstein einer neuen europäischen Architektur und - in ihrem Willen zur
Öffnung - der ruhende Pol eines künftigen europäischen Gleichgewichts. Dieses
Gleichgewicht wird noch besser gewährleistet, wenn die Rolle, die der Europarat
und die EFTA spielen, und der KSZE-Prozeß sich parallel entwickeln. Der
Aufbau der Gemeinschaft muß deshalb voranschreiten: Die Verwirklichung der
Europäischen Union wird es ermöglichen, ein Geflecht wirksamer und harmoni-
scher Beziehungen mit den anderen europäischen Ländern weiter zu entwickeln.

Erklärung zum Nahen Osten
Der Europäische Rat möchte erneut auf die zwingende Notwendigkeit hinwei-

sen, eine Beilegung des israelisch-arabischen Konflikts mit politischen Mitteln
anzustreben. Hierbei erinnert er daran, daß der Standpunkt der Zwölf in der
Erklärung von Madrid vom 27. Juni 1989 festgelegt ist. Diese behält in allen
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ihren Teilen ihre volle Gültigkeit. In diesem Geiste und mit den in der Erklärung
von Madrid genannten Garantien haben die Zwölf den Vorschlag für die Abhal-
tung von Wahlen in den besetzten Gebieten unterstützt, der als ein Abschnitt
auf dem Weg zu einer umfassenden Regelung angesehen wird. Ebenso unterstüt-
zen sie die Bemühungen um Aufnahme des Dialogs zwischen unmittelbar betei-
ligten Parteien. Sie erinnern an ihre eigenen Bemühungen, die sie in diesem
Sinne unter Achtung der Grundsätze unternehmen, von denen sie sich bei ihrer
Suche nach einer Regelung leiten lassen, wie die jüngste Mission der Minister-
Troika bezeugt. Der Europäische Rat ist ernstlich besorgt über die Menschen-
rechtsverletzungen in den besetzten Gebieten und weist erneut auf die Notwen-
digkeit hin, daß die Besatzungsmacht ihre Verpflichtungen aus dem 4. Genfer
Abkommen strikt einhält, denen sie insbesondere in so wichtigen Bereichen wie
dem Bildungs- und dem Gesundheitswesen nicht nachgekommen ist. Der Euro-
päische Rat bedauert die anhaltende Verschlechterung der Lage in den besetzten
Gebieten, die die Lebensbedingungen der Bevölkerung ernsthaft beeinträchtigt,
die Zukunft der palästinensischen Gesellschaft auf Dauer in Frage stellt und die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung in den Gebieten behindert. Die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten sind entschlossen, ihre Hilfe für die Bevölkerung
in diesen Gebieten in erheblichem Maße zu verstärken. Im Rahmen des neuen
Dreijahresabkommens 1990-1992 wird die Gemeinschaft ihre über die UNRWA
abgewickelte Hilfe zugunsten der Palästinenser fortsetzen und verstärken, die sich
seit 1971 auf mehr als 388 Mio. ECU belaufen hat. Es ist ihr Wunsch, daß die
UNRWA bei ihren Tätigkeiten nicht behindert wird. Gleichzeitig setzt sich der
Europäische Rat eine Verdoppelung der direkten Hilfen der Gemeinschaft zum
Ziel, die sich seit 1981 auf 23 Mio. ECU belaufen. Die Gemeinschaft möchte auf
diese Weise zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Bevölkerung in
den besetzten Gebieten beitragen und durch Maßnahmen im Gesundheits- und
Bildungswesen sowie durch eine Unterstützung der örtlichen palästinensischen
Einrichtungen die gemeinsame Zukunft des palästinensischen Volkes sichern
helfen.

Erklärung zu Libanon
Ernstlich besorgt über die jüngsten Entwicklungen im Libanon, die zu einer

immer ernsteren Bedrohung für die Erhaltung seiner Einheit werden, bekräftigt
der Europäische Rat sein Eintreten für die Durchführung der Vereinbarungen
von Taif. Er bringt seine Überzeugung zum Ausdruck, wonach es unter den
gegenwärtigen Umständen keine Alternative zu dem Prozeß gibt, den die Verein-
barungen für die nationale Aussöhnung und den Frieden vorsehen. Der Europäi-
sche Rat appelliert infolgedessen an alle beteiligten Parteien, ihren Beitrag zur
Verwirklichung dieser Ziele in der Weise zu leisten, daß sie im Wege des Dialogs
und der Konzentrierung unter Ausschluß jeglicher Anwendung von Gewalt
erreicht werden, wobei die Einhaltung des Waffenstillstands nach wie vor den
Vorrang hat. Er bekundet seine Unterstützung für die libanesische Legalität, die
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vom Präsidenten der Republik und von der durch ihn eingesetzten Regierung
verkörpert wird, damit gemäß dem Bestreben der gesamten Bevölkerung die
Souveränität Libanons, seine Unabhängigkeit, seine Einheit und seine territoriale
Unversehrtheit wiederhergestellt werden. Dieser Prozeß setzt den Rückzug aller
ausländischen bewaffneten Präsenz voraus, damit die Libanesen wieder uneinge-
schränkt Herren im eigenen Haus sind. Der Rat weist erneut darauf hin, daß die
UNIFIL-Truppen eine sehr positive Rolle spielen.

Erklärung zur Europäisch-Arabischen Konferenz
Der Europäische Rat bringt seinen Willen zum Ausdruck, die Beziehungen zu

intensivieren, die zwischen den Zwölf und der arabischen Welt über das Mittel-
meer hinweg bestehen. In diesem Geiste wird am 21. und 22. Dezember in Paris
eine Konferenz veranstaltet, an der Vertreter beider Staatengruppen teilnehmen
und auf der der europäisch-arabische Dialog neuen Antrieb erhalten soll, damit
die Zusammenarbeit verstärkt und ausgebaut wird.

Erklärung zum südlichen Afrika
Im südlichen Afrika sind seit einem Jahr Entwicklungen zu verzeichnen, die

aufgrund ihrer Bedeutung die ständige Aufmerksamkeit der Zwölf auf sich
gezogen haben.

1. Am augenfälligsten ist die Entwicklung in Namibia. Die Unterzeichnung der
Abkommen von New York vor bald einem Jahr hat den Weg zur Verwirklichung
der Resolution 435 freigegeben, wie es stets der Wunsch der Zwölf war. Der
Übergangsprozeß vollzieht sich bislang in zufriedenstellender Weise, und die
Zwölf möchten bei dieser Gelegenheit die wesentliche Rolle würdigen, die dabei
dem Generalsekretär der UNO und ihrem Sonderbeauftragten für Namibia
zukam. Nachdem aus den ersten freien und regulären Wahlen eine verfassungs-
gebende Versammlung hervorgegangen ist, die wirklich den Wünschen der Be-
völkerung Namibias entspricht, beginnen nun die Grundlagen des neuen Staates
vor unseren Augen Gestalt anzunehmen. Das unabhängige Namibia wird um-
fangreiche Bedürfnisse haben. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind
bereits darauf vorbereitet, mit konsequenten Hilfsprogrammen zu ihrer Befriedi-
gung beizutragen. Diese Hilfe kommt zu den Unterstützungsmaßnahmen hinzu,
die alle Mitgliedstaaten in bilateralem Rahmen vorsehen. Namibia kann auch
jederzeit dem neuen Lom6-Abkommen beitreten, sobald es den Wunsch danach
äußert. Diesen Standpunkt hat die Troika den Vertretern der KAP-Staaten bei
ihrer jüngsten Ministertagung über das südliche Afrika vorgetragen.

2. Einige Fortschritte sind auch bei dem Prozeß nationaler Aussöhnung in
Angola und in Mosambik erzielt worden. Die Verantwortlichen dieser beiden
Staaten wußten sich mit Mut und Entschlossenheit ein günstiges internationales
Klima zunutze zu machen, um beträchtliche Fortschritte auf dem Weg zum
Frieden zu erreichen. Der Besuch der Troika der Politischen Direktoren in
Angola hat den Beweis erbracht, daß die Führer dieses Landes wirklich gewillt
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sind, den Konflikt zu beenden, der seit allzu langen Jahren eine schwere Bela-
stung für die wirtschaftliche Entwicklung und das Wohlergehen seiner Bevölke-
rung darstellt. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten sind entschlossen, diese
Entwicklung durch konkrete Hilfsmaßnahmen für den Wiederaufbau und die
Entwicklung dieser beiden Länder zu unterstützen.

3. In Südafrika schließlich kam es nach dem Regierungsantritt von Präsident
de Klerk zu mehreren Gnadenakten und zur Herstellung einer gewissen Mei-
nungsfreiheit, und die Zwölf haben nicht versäumt, dies zu begrüßen. Angesichts
der ungeheuren Aufgabe, die die Beseitigung der Apartheid darstellt, sind diese
Maßnahmen jedoch nach wie vor unzureichend. Es bleibt das Ziel der Zwölf,
daß sich in Südafrika auf friedlichem Wege ein demokratisches Staatsgefüge ohne
Rassenunterschiede herausbildet. Sie unterstützen daher jeden Prozeß, der rasch
zur Beendigung der Gewalt, von wem auch immer sie ausgeht, und zu einem
Dialog zwischen den Parteien führen kann. Denn allein durch Verhandlungen
auf einer breiten Grundlage, bei denen sich die wirklichen Vertreter der verschie-
denen Bevölkerungsgruppen Südafrikas gegenübersitzen, läßt sich eine dauerhafte
Regelung erreichen. Mit der Konferenz für eine demokratische Zukunft, die vom
9. und 12. Dezember in Johannesburg stattfindet, wird in dieser Hinsicht ein
Schritt in die richtige Richtung getan. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten
haben in diesem Zusammenhang daran erinnert, wie sehr ihnen an dem Pro-
gramm positiver Maßnahmen zur Unterstützung der Opfer der Apartheid gele-
gen ist. Zur Vorbereitung der unausweichlichen Entwicklungen in Südafrika wird
dieses Programm durch die Vergabe neuer Stipendien für Studien in Europa und
in den mehrrassigen südafrikanischen Universitäten im Laufe der kommenden
beiden Jahre ausgebaut. Durch diese Bemühungen sollen die Beziehungen
zwischen den verschiedenen Gemeinschaften erleichtert werden, indem ihren am
meisten benachteiligten Mitgliedern der Zugang zu einer besseren Ausbildung
ermöglicht wird, und damit soll ein Beitrag zur Ausbildung der Führungskräfte
geleistet werden, die ein mehrrassiges Südafrika mittelfristig so dringend benöti-
gen wird. Die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben im übrigen beschlos-
sen, weiter Druck auf die südafrikanische Regierung auszuüben, um die tiefgrei-
fenden und irreversiblen Veränderungen zu fördern, die für sie wiederholt
eingetreten sind, und ihre Haltung zu überprüfen, falls es Beweise dafür gibt,
daß diese Veränderungen stattgefunden haben. Ein neues, von der Rassendiskri-
minierung befreites Südafrika, in dem alle Südafrikaner gleichberechtigt in
Frieden und Harmonie leben können und gleiche Rechte genießen, ist keine
Utopie. Sein Zustandekommen ist nicht zuletzt für den Frieden, die Stabilität,
die Sicherheit und die wirtschaftliche Entwicklung der gesamten Region von
ausschlaggebender Bedeutung und wird es Südafrika ermöglichen, den ihm
zustehenden Platz in der Völkergemeinschaft einzunehmen.
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Erklärung zu Äthiopien
Der Europäische Rat begrüßt mit Befriedigung die Schritte, die zugunsten von

Verhandlungslösungen unternommen worden sind, und verleiht seiner Überzeu-
gung Ausdruck, daß die Konflikte nur durch den Abschluß einer politischen
Vereinbarung zwischen allen Parteien beendet werden können. Er appelliert an
die betroffenen Parteien, die Verhandlungen im Geiste einer nationalen Aussöh-
nung fortzuführen, damit so rasch wie möglich eine für alle annehmbare Rege-
lung erzielt werden kann. Der Europäische Rat zeigt sich zutiefst besorgt über
die ernste Nahrungsmittelknappheit, die in den Gebieten im Norden - insbeson-
dere in Eritrea und Tigre - herrscht und das Leben von Millionen von Men-
schen bedroht. Er bekräftigt die Entschlossenheit der Gemeinschaft und ihrer
Mitgliedstaaten, den Bevölkerungsteilen, die Opfer der Hungersnot sind, Hilfe zu
leisten. Er bittet eindringlich alle betroffenen Parteien, die Beförderung und Ver-
teilung humanitärer Hilfsgüter und dringende Hilfeleistungen in den betroffenen
Gebieten nicht zu behindern, sondern im Gegenteil in Zusammenarbeit mit den
Stellen der Vereinten Nationen, dem Welternährungsprogramm, dem Internatio-
nalen Komitee vom Roten Kreuz und anderen Nichtregierungsorganisationen
zu erleichtern.

Erkläning zu den bevorstehenden Allgemeinen Wahlen in Chile (12.12.1989)
Der Europäische Rat, dem die Wiederherstellung der Grundfreiheiten in Chile

stets ein großes Anliegen war, betrachtet die Lage in diesem Land als hoffnungs-
voll. Die Ergebnisse der Volksabstimmung vom 5. Oktober 1988 haben deutlich
den Willen des chilenischen Volkes zum Ausdruck gebracht, 16 Jahren Militär-
herrschaft ein Ende zu setzen und wieder an seine demokratische Traditionen
anzuknüpfen. Der Europäische Rat begrüßt heute die durch die bevorstehenden
Präsidentschafts- und Parlamentswahlen eröffneten Perspektiven als Schlußpunkt
eines Prozesses, der endlich die Rückkehr zum Rechtsstaat ermöglichen soll. Die
Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten haben dem chilenischen Volk bereits in
verschiedenen Bereichen ihre Unterstützung gewährt. Der Europäische Rat
bekräftigt seine Absicht, zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung eines
demokratischen Chile beizutragen, und dies vor allem im Rahmen eines künfti-
gen Kooperationsabkommens zwischen der Gemeinschaft und diesem Land.

Erklärung zu Mittelamerika
Der Europäische Rat ist über das erneute Auftreten der Spannungen in

Mittelamerika, insbesondere über die jüngsten Ausbrüche von Gewalt in El
Salvador besorgt; er vertritt die Auffassung, daß eine Friedenslösung, die mit
dem Bestreben der Völker in der Region in Einklang steht, nur durch den
Dialog der Menschenrechte und die Achtung vor der Demokratie zustande
kommen kann. In diesem Sinne appelliert er an alle Parteien in der Region,
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darauf hinzuwirken, daß der aus den Verträgen von Esquipulas hervorgegangene
regionale Friedensprozeß wieder in Gang kommt.

Pressemitteilung über die Maßnahmen der Zwölf im Bereich der Menschenrechte
Die Zusammenarbeit im Bereich der Menschenrechte, die bereits in den

Jahren 1986 und 1987 in einer Ministererklärung bzw. in der auf Wunsch des
Europäischen Parlaments hin erfolgten Einsetzung einer besonderen Arbeitsgrup-
pe ihren Ausdruck fand, ist 1989 noch weiter ausgebaut worden.

Das Jahr 1989 war hinsichtlich der Menschenrechte ein Jahr der Kontraste,
gekennzeichnet durch Fortschritte insbesondere in einigen osteuropäischen
Ländern, aber auch geprägt durch enttäuschte Hoffnungen und das Weiterbeste-
hen besorgniserregender Verhältnisse. Angesichts dieser Ereignisse haben die
Zwölf ihre Stimme erhoben. Ihre Ausführungen in internationalen Gremien
(KSZE, Vereinte Nationen, wo die Zwölf im Februar dieses Jahres sich erstmals
in die Debatte der Menschenrechtskommission einschalteten) ebenso wie ihre in
Form von Erklärungen abgegebenen Stellungnahmen zeugen von ihrem Willen,
auf diese Situationen, unabhängig davon, auf welchem Kontinent sie in Erschei-
nung treten, zu antworten. In bestimmten Fällen (Iran, Rumänien, China,
Panama) wurden die getroffenen Maßnahmen der Öffentlichkeit bekanntgegeben.
Die Frage der Menschenrechte ist zu einem wichtigen Bestandteil des Dialogs
und der Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern geworden. Die Achtung
der Menschenrechte ist Grundstein für eine dauerhafte Entwicklung. Die Tätig-
keit im Bereich der Menschenrechte äußerte sich ferner darin, daß im Verlauf
des Jahres, meistens über den Botschafter des Vorsitzes oder über die die
Troika" bildenden Missionsleiter, zahlreiche Demarchen bei mehreren Regierun-
gen unternommen wurden; um den Erfolg dieser Demarchen nicht zu gefährden,
wurde in der Mehrzahl der Fälle hierüber Stillschweigen bewahrt. Einige Demar-
chen zielten darauf ab, Opfer von Willkürakten oder von rassischer Diskriminie-
rung, hier vor allem Opfer des Apartheidssystems, zu schützen bzw. zu retten.
Andere Demarchen hatten zum Gegenstand, der Besorgnis der Mitglieder der
Europäischen Gemeinschaft über besonders schwerwiegende Menschenrechtsver-
letzungen (Hinrichtung ohne Gerichtsverfahren, Folter, willkürliche Verhaf-
tung . . .) Ausdruck zu verleihen. Auch das 1988 im Rahmen der KSZE ange-
nommene besondere Verfahren, das es ermöglicht, auf Fälle von Nichteinhaltung
der Menschenrechte in Europa aufmerksam zu machen und gleichzeitig zu deren
Lösung im Wege des Dialogs zwischen Staaten beizutragen, hat die Zwölf zu
gemeinsamem Handeln veranlaßt. So ist der Vorsitz in Anwendung dieses Ver-
fahrens im Jahr 1989 bei den Behörden von vier osteuropäischen Ländern
wiederholt vorstellig geworden.

Die Abstimmung zwischen den Mitgliedsländern der Europäischen Gemein-
schaft wird in zunehmendem Maße flankiert und unterstützt durch eine verstärk-
te Zusammenarbeit ihrer Missionen vor Ort, d. h. in den Ländern, in denen es
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zu Verletzungen der Grundfreiheiten kommt. Besondere Aufmerksamkeit ist den
Anfragen und Entschließungen des Europäischen Parlaments, die sich auf die
Menschenrechte beziehen, geschenkt worden. Letztlich stellen alle von der
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten im Jahr 1989 im Bereich der Menschen-
rechte durchgeführten Maßnahmen eine weitere Station in ihrem gemeinsamen
Eintreten für die Beachtung der Grundfreiheiten dar.

Quelle: Bulletin (Presse- und Informationsamt der Bundesregierung), Nr. 147, 19. 12. 1989.
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4. Kommission der Europäischen Gemeinschaft: Gemeinschaftscharta der sozialen
Grundrechte der Arbeitnehmer (angenommen auf der Tagung des Europäischen
Rats von Straßburg), Luxemburg 1990

Soziale Grundrechte der Arbeitnehmer

Freizügigkeit
1. Jeder Arbeitnehmer der Europäischen Gemeinschaft hat vorbehaltlich der

aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertig-
ten Beschränkung das Recht auf Freizügigkeit im gesamten Gebiet der Gemein-
schaft.

2. Das Recht auf Freizügigkeit ermöglicht jedem Arbeitnehmer die Ausübung
jedes Berufes oder jeder Beschäftigung in der Gemeinschaft, wobei hinsichtlich
des Zugangs zur Beschäftigung, der Arbeitsbedingungen und des sozialen Schut-
zes des Aufnahmelandes der Grundsatz der Gleichbehandlung gilt.

3. Das Recht auf Freizügigkeit umfaßt ferner
- die Harmonisierung der Aufenthaltsbedingungen in allen Mitgliedstaaten,

insbesondere für Familienzusammenführung;
- die Beseitigung von Hindernissen, die sich aus der Nichtanerkennung von

Diplomen oder gleichwertigen beruflichen Befähigungsnachweisen ergeben;
- die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Grenzgänger.

Beschäftigung und Arbeitsentgelt
4. Jeder hat das Recht auf freie Wahl und Ausübung eines Berufes nach den

für den jeweiligen Beruf geltenden Vorschriften.
5. Für jede Beschäftigung ist ein gerechtes Entgelt zu zahlen. Zu diesem

Zweck empfiehlt es sich, daß entsprechend den Gegebenheiten eines jeden
Landes
- den Arbeitnehmern ein gerechtes Arbeitsentgelt garantiert wird, das heißt ein

Arbeitsentgelt, das ausreicht, um ihnen einen angemessenen Lebensstandard
zu erlauben;

- die Arbeitnehmer mit anderen Arbeitsregelungen als dem unbefristeten Voll-
zeitvertrag ein gerechtes Bezugsentgelt erhalten;

- das Entgelt nur gemäß den einzelstaatlichen Vorschriften einbehalten, gepfän-
det oder abgetreten werden darf; nach diesen Vorschriften sollten dem Arbeit-
nehmer die erforderlichen Mittel belassen werden, damit er seinen eigenen
Lebensunterhalt und den seiner Familie bestreiten kann.
6. Jeder muß die Dienste der Arbeitsämter unentgeltlich in Anspruch nehmen

können.

Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen
7. Die Verwirklichung des Binnenmarktes muß zu einer Verbesserung der

Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer in der Europäischen Gemein-
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schaft führen. Dieser Prozeß erfolgt durch eine Angleichung dieser Bedingungen
auf dem Wege des Fortschritts und betrifft namentlich die Arbeitszeit und die
Arbeitszeitgestaltung sowie andere Arbeitsformen als das unbefristete Arbeitsver-
hältnis, wie das befristete Arbeitsverhältnis, Teilzeitarbeit, Leiharbeit und Saison-
arbeit.

Diese Verbesserung muß, soweit nötig, dazu führen, daß bestimmte Bereiche
des Arbeitsrechts, wie die Verfahren bei Massenentlassungen oder bei Konkur-
sen, ausgestaltet werden.

8. Jeder Arbeitnehmer der Europäischen Gemeinschaft hat Anspruch auf die
wöchentliche Ruhezeit und auf einen bezahlten Jahresurlaub, deren Dauer
gemäß den einzelstaatlichen Gepflogenheiten auf dem Wege des Fortschritts in
den einzelnen Staaten einander anzunähern ist.

9. Die Arbeitszeitbedingungen eines jeden abhängig Beschäftigten der Europäi-
schen Gemeinschaft müssen entsprechend den Gegebenheiten der einzelnen
Länder durch das Gesetz, durch einen Tarifvertrag oder in einem Beschäftigungs-
vertrag geregelt sein.

Sozialer Schutz
10. Entsprechend den Gegebenheiten der einzelnen Länder

- hat jeder Arbeitnehmer der Europäischen Gemeinschaft Anspruch auf einen
angemessenen sozialen Schutz und muß unabhängig von seiner Stellung und
von der Größe des Unternehmens, in dem er arbeitet, Leistungen der sozialen
Sicherheit in ausreichender Höhe erhalten;

- müssen alle, die vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, weil sie keinen Zu-
gang dazu fanden oder sich nicht wieder eingliedern konnten, und die nicht
über Mittel für ihren Unterhalt verfügen, ausreichende Leistungen empfangen
und Zuwendungen beziehen können, die ihrer persönlichen Lage angemessen
sind.

Koalitionsfreiheit und Tarifverhandlungen
11. Die Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft

haben das Recht, sich zur Bildung beruflicher oder gewerkschaftlicher Vereini-
gungen ihrer Wahl frei zusammenzuschließen, um ihre wirtschaftlichen und
sozialen Interessen zu vertreten. Jedem Arbeitgeber und jedem Arbeitnehmer
steht es frei, diesen Organisationen beizutreten oder nicht, ohne daß ihm daraus
ein persönlicher oder beruflicher Nachteil erwachsen darf.

12. Die Arbeitgeber und Arbeitgebervereinigungen einerseits und die Arbeit-
nehmervereinigungen andererseits haben das Recht, unter den Bedingungen der
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten Tarifverträge auszuhan-
deln und abzuschließen. Der auszubauende europaweite Dialog zwischen den
Sozialpartnern kann, falls sie dies für wünschenswert halten, zu Vertragsverhält-
nissen namentlich auf branchenübergreifender und sektorieller Ebene führen.
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13. Das Recht, bei Interessenkonflikten Kollektivmaßnahmen zu ergreifen,
schließt, vorbehaltlich der Verpflichtungen aufgrund der einzelstaatlichen Rege-
lungen und der Tarifverträge, das Streikrecht ein. Um die Beilegung von Arbeits-
streitigkeiten zu erleichtern, sind in Übereinstimmung mit den einzelstaatlichen
Gepflogenheiten die Einführung und Anwendung von Vermittlungs-, Schlich-
tungs- und Schiedsverfahren auf geeigneter Ebene zu erleichtern.

14. Die Rechtsordnung der Mitgliedstaaten bestimmt, unter welchen Bedin-
gungen und inwieweit die Rechte gemäß Artikel 11 bis 13 für die Streitkräfte,
die Polizei und den öffentlichen Dienst gelten.

Berufsausbildung
15. Jeder Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft muß Zugang zur

Berufsausbildung haben und ihn während seines gesamten Erwerbslebens behal-
ten. Die Bedingungen für den Zugang zur Berufsausbildung dürfen nicht auf-
grund der Staatsangehörigkeit diskriminieren. Die zuständigen Gebietskörper-
schaften, die Unternehmen oder die Sozialpartner müßten in ihrem jeweiligen
Zuständigkeitsbereich die Voraussetzungen für eine Fort- und Weiterbildung
schaffen, die es jedem ermöglicht, sich insbesondere durch einen Bildungsurlaub
umzuschulen, sich weiterzubilden und vor allem im Zuge der technischen Ent-
wicklungen neue Kenntnisse zu erwerben.

Gleichbehandlung von Männern und Frauen
16. Die Gleichbehandlung von Männern und Frauen ist zu gewährleisten. Die

Chancengleichheit für Männer und Frauen ist weiter auszubauen. Zu diesem
Zweck sind überall dort, wo dies erforderlich ist, die Maßnahmen zu verstärken,
mit denen die Verwirklichung der Gleichheit von Männern und Frauen, vor
allem im Hinblick auf den Zugang der Beschäftigung, Arbeitsentgelt, sozialen
Schutz, allgemeine und berufliche Bildung sowie beruflichen Aufstieg, sicherge-
stellt wird. Auch sind die Maßnahmen auszubauen, die es Männern und Frauen
ermöglichen, ihre beruflichen und familiären Pflichten besser miteinander in
Einklang bringen,

Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer
17. Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung der Arbeitnehmer müssen in

geeigneter Weise, unter Berücksichtigung der in den verschiedenen Mitgliedstaa-
ten herrschenden Gepflogenheiten, weiterentwickelt werden. Dies gilt insbesonde-
re für Unternehmen und Unternehmenszusammenschlüsse mit Betriebsstätten
bzw. Unternehmen in mehreren Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft.

18. Unterrichtung, Anhörung und Mitwirkung sind rechtzeitig vor allem in
folgenden Fällen vorzusehen:
- bei der Einführung technologischer Veränderungen in den Unternehmen,

wenn diese Arbeitsbedingungen und die Arbeitsorganisation der Arbeitnehmer
entscheidend verändern;
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- bei der Umstrukturierung oder Verschmelzung von Unternehmen, wenn
dadurch die Beschäftigung der Arbeitnehmer berührt wird;

- bei Massenentlassungen;
- im Falle von Arbeitnehmern, insbesondere Grenzgängern, die von den Be-

schäftigungsmaßnahmen des sie beschäftigenden Unternehmens betroffen sind.

Gesundheitsschutz und Sicherheit in der Arbeitsumwelt
19. Jeder Arbeitnehmer muß in seiner Arbeitsumwelt zufriedenstellende Bedin-

gungen für Gesundheitsschutz und Sicherheit vorfinden. Es sind geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Harmonisierung der auf diesem Gebiet bestehenden
Bedingungen auf dem Wege des Fortschritts weiterzuführen. Bei diesen Maßnah-
men wird namentlich die Notwendigkeit einer Ausbildung, Unterrichtung, Anhö-
rung und ausgewogene Mitwirkung der Arbeitnehmer hinsichtlich der Risiken,
denen sie unterliegen, und der Maßnahmen, die zur Beseitigung oder Verringe-
rung dieser Risiken getroffen werden, berücksichtigt. Die Vorschriften über die
Verwirklichung des Binnenmarktes haben zu diesem Schutz beizutragen.

Kinder- und Jugendschutz
20. Unbeschadet günstigerer Vorschriften für Jugendliche, vor allem solcher

Vorschriften, die ihre berufliche Eingliederung durch Berufsausbildung gewährlei-
sten, und abgesehen von auf bestimmte leichte Arbeiten beschränkten Ausnah-
men, darf das Mindestalter für den Eintritt in das Arbeitsleben das Alter, in dem
die Schulpflicht erlischt, nicht unterschreiten und in keinem Fall unter fünfzehn
Jahren liegen.

21. Jeder Jugendliche, der eine Beschäftigung ausübt, muß ein angemessenes
Arbeitsentgelt gemäß den einzelstaatlichen Gepflogenheiten erhalten.

22. Es sind die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um die arbeitsrechtli-
chen Vorschriften für junge Arbeitnehmer so umzugestalten, daß sie den Erfor-
dernissen ihrer persönlichen Entwicklung und ihrem Bedarf an beruflicher
Bildung und an Zugang zur Beschäftigung entsprechen. Namentlich die Arbeits-
zeit der Arbeitnehmer unter achtzehn Jahren ist zu begrenzen - ohne daß dieses
Gebot durch den Rückgriff auf Überstunden umgangen werden kann - und die
Nachtarbeit zu untersagen, wobei für bestimmte durch die einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften und Regelungen festgelegte Tätigkeiten Ausnahmen gelten
können.

23. Jugendliche müssen nach Ablauf der Schulpflicht die Möglichkeit haben,
eine hinreichend lange berufliche Grundausbildung zu erhalten, um sich den
Erfordernissen ihres künftigen Erwerbslebens anpassen zu können. Für die
jungen Arbeitnehmer müßte diese Ausbildung während der Arbeitszeit stattfin-
den.
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Ältere Menschen

Entsprechend den jeweiligen Gegebenheiten der einzelnen Länder
24. muß jeder Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft, wenn er in

den Ruhestand geht, über die Mittel verfügen können, die ihm einen angemesse-
nen Lebensstandard sichern;

25. muß jeder, der das Rentenalter erreicht hat, aber keinen Rentenanspruch
besitzt, oder über keine sonstigen ausreichenden Unterhaltsmittel verfügt, ausrei-
chende Zuwendungen, Sozialhilfeleistungen und Sachleistungen bei Krankheit
erhalten können, die seinen spezifischen Bedürfnissen angemessen sind.

Behinderte
26. Alle Behinderten müssen unabhängig von der Ursache und Art ihrer

Behinderung konkrete ergänzende Maßnahmen, die ihre berufliche und soziale
Eingliederung fördern, in Anspruch nehmen können. Diese Maßnahmen zur
Verbesserung der Lebensbedingungen müssen sich je nach den Fähigkeiten der
Betreffenden auf berufliche Bildung, Ergonomie, Zugänglichkeit, Mobilität,
Verkehrsmittel und Wohnung erstrecken.

Anwendung der Charta
27. Für die Gewährleistung der sozialen Grundrechte dieser Charta und die

Durchführung der für den reibungslosen Ablauf des Binnenmarktgeschehens
notwendigen Sozialmaßnahmen im Rahmen einer Strategie für den wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalt sind die Mitgliedstaaten entsprechend den
einzelstaatlichen Gepflogenheiten, insbesondere von Rechtsvorschriften und
Tarifverträgen, zuständig.

28. Der Europäische Rat fordert die Kommission auf, so rasch wie möglich
die - unter ihre Zuständigkeit im Sinne der Verträge fallenden - Vorschläge für
Rechtsakte vorzulegen, mit denen die zum Zuständigkeitsbereich der Gemein-
schaft gehörenden Rechte im Zuge der Verwirklichung des Binnenmarktes effek-
tiv umgesetzt werden.

29. Die Kommission erstellt im letzten Quartal eines jeden Jahres einen
Bericht über die Durchführung der Charta seitens der Mitgliedstaaten und der
Europäischen Gemeinschaft.

30. Der Bericht der Kommission wird dem Europäischen Rat, dem Europäi-
schen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß zugeleitet.
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